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Änderungsantrag 305
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Hat eine zuständige Behörde die in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften nicht korrekt 
angewandt, weil sie es vor allem versäumt 
hat sicherzustellen, dass ein 
Finanzmarktteilnehmer den in diesen 
Rechtsvorschriften festgeschriebenen 
Anforderungen genügt, kann die Behörde 
die in den Absätzen 2, 3 und 6 dieses 
Artikels genannten Befugnisse 
wahrnehmen. 

1. Hat eine zuständige Behörde die 
verbindlichen Rechtsakte und die in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften nicht angewandt oder 
so angewandt, dass ein Verstoß gegen das 
Unionsrecht vorliegen dürfte, weil sie es 
vor allem versäumt hat sicherzustellen, 
dass ein Finanzmarktteilnehmer den in 
diesen Rechtsvorschriften 
festgeschriebenen Anforderungen genügt, 
kann die Behörde die in den Absätzen 2, 3 
und 6 dieses Artikels genannten Befugnisse 
wahrnehmen. 

Or. en

Änderungsantrag 306
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Hat eine zuständige Behörde die in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften nicht korrekt 
angewandt, weil sie es vor allem versäumt 
hat sicherzustellen, dass ein 
Finanzmarktteilnehmer den in diesen 
Rechtsvorschriften festgeschriebenen 
Anforderungen genügt, kann die Behörde 
die in den Absätzen 2, 3 und 6 dieses 
Artikels genannten Befugnisse 
wahrnehmen. 

1. Hat eine zuständige Behörde die in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften nicht korrekt 
angewandt, so dass ein Verstoß gegen das 
Unionsrecht vorliegen dürfte, weil sie es 
vor allem versäumt hat sicherzustellen, 
dass ein Finanzmarktteilnehmer den in 
diesen Rechtsvorschriften 
festgeschriebenen Anforderungen genügt, 
kann die Behörde die in den Absätzen 2, 3 
und 6 dieses Artikels genannten Befugnisse 
wahrnehmen.
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Or. en

Änderungsantrag 307
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Hat eine zuständige Behörde die in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften nicht korrekt 
angewandt, weil sie es vor allem versäumt 
hat sicherzustellen, dass ein 
Finanzmarktteilnehmer den in diesen 
Rechtsvorschriften festgeschriebenen 
Anforderungen genügt, kann die Behörde 
die in den Absätzen 2, 3 und 6 dieses 
Artikels genannten Befugnisse 
wahrnehmen. 

1. Hat eine zuständige Behörde die in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften nicht korrekt 
angewandt, was auch für die gemäß 
Artikel 7 angenommenen technischen 
Standards gilt, weil sie es vor allem 
versäumt hat sicherzustellen, dass ein 
Finanzmarktteilnehmer den in diesen 
Rechtsvorschriften festgeschriebenen 
Anforderungen genügt, kann die Behörde 
die in den Absätzen 2, 3 und 6 dieses 
Artikels genannten Befugnisse 
wahrnehmen. 

Or. en

Begründung

Um eine kohärente Anwendung der technischen Standards zu gewährleisten, sollte die 
Behörde die Befugnis erhalten, Nachforschungen über  jeden potenziellen Verstoß im 
Zusammenhang mit der Anwendung anzustellen.

Änderungsantrag 308
Jean-Paul Gauzès

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Die Mitgliedstaaten dürfen 
Unterschiede in der nationalen 
Umsetzung von Unionsrecht nur dann 
beibehalten, wenn damit spezifischen 
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Risiken Rechnung getragen wird. Die 
Mitgliedstaaten stellen sicher, dass diese 
Unterschiede begründet sind, und teilen 
der Kommission ihre speziellen 
nationalen Anforderungen sowie die 
Gründe für deren Beibehaltung mit.

Or. en

Änderungsantrag 309
Jean-Paul Gauzès

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1b. Finanzmarktteilnehmer können der 
Kommission Unterschiede in der 
nationalen Umsetzung oder eine 
angebliche nicht korrekte Anwendung 
von Unionsrecht mitteilen.

Or. en

Änderungsantrag 310
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Auf Ersuchen einer oder mehrerer 
zuständiger Behörden, der Kommission 
oder auf Eigeninitiative hin sowie nach 
Unterrichtung der betroffenen zuständigen 
Behörde kann die Behörde 
Nachforschungen über die angebliche 
nicht korrekte Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts anstellen.

2. Auf Ersuchen einer oder mehrerer 
zuständiger Behörden, der Kommission, 
des Europäischen Parlaments, des Rates, 
der Interessengruppe Wertpapiersektor 
oder auf Eigeninitiative hin sowie nach 
Unterrichtung der betroffenen zuständigen 
Behörde kann die Behörde 
Nachforschungen über den angeblichen 
Verstoß gegen oder die angebliche 
Nichtanwendung von Unionsrecht 
anstellen.
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Or. en

Änderungsantrag 311
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 4 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Sollte die zuständige Behörde das 
Gemeinschaftsrecht innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Empfehlung der 
Behörde nicht einhalten, kann die 
Kommission nach Unterrichtung durch 
die Behörde oder auf Eigeninitiative hin 
eine Entscheidung treffen, in der die 
zuständige Behörde aufgefordert wird, 
Maßnahmen zur Einhaltung des 
Gemeinschaftsrechts zu ergreifen.

4. Sollte die zuständige Behörde das 
Unionsrecht innerhalb von zehn 
Arbeitstagen nach Eingang der 
Empfehlung der Behörde nicht einhalten, 
trifft die Behörde eine Entscheidung, in 
der die korrekte Anwendung der 
Rechtsvorschriften festgelegt wird, über 
die die Behörde Nachforschungen 
angestellt hat.

Or. en

Begründung

Um für gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen und zur Rechtssicherheit bei der 
Umsetzung des einheitlichen EU-Regelwerks zur Aufsicht beizutragen, sollte die Behörde in 
die Lage versetzt werden, gegen mögliche Verstöße gegen Unionsrecht vorzugehen. Mit den 
vorgeschlagenen Abänderungen würden zudem unnötige Eingriffe der Kommission 
vermieden, da das in den Absätzen 1, 2 und 3 niedergelegte Verfahren, mit dem nationale 
Behörden den Verstoß durch Befolgung der ESMA-Empfehlung innerhalb eines Monats 
beseitigen können, unberührt bleibt.

Änderungsantrag 312
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 4 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Sollte die zuständige Behörde das 
Gemeinschaftsrecht innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Empfehlung der 

4. Sollte die zuständige Behörde das 
Unionsrecht innerhalb von zwanzig 
Arbeitstagen nach Eingang der 
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Behörde nicht einhalten, kann die 
Kommission nach Unterrichtung durch die 
Behörde oder auf Eigeninitiative hin eine 
Entscheidung treffen, in der die 
zuständige Behörde aufgefordert wird, 
Maßnahmen zur Einhaltung des 
Gemeinschaftsrechts zu ergreifen.

Empfehlung der Behörde nicht einhalten, 
kann die Kommission nach Unterrichtung 
durch die Behörde oder auf Eigeninitiative 
hin eine förmliche Warnung ausgeben, in 
der die zuständige Behörde aufgefordert 
wird, Maßnahmen zur Einhaltung des 
Unionsrechts zu ergreifen.

Or. en

Änderungsantrag 313
Marta Andreasen

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 4 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Sollte die zuständige Behörde das 
Gemeinschaftsrecht innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Empfehlung der 
Behörde nicht einhalten, kann die 
Kommission nach Unterrichtung durch 
die Behörde oder auf Eigeninitiative hin 
eine Entscheidung treffen, in der die 
zuständige Behörde aufgefordert wird, 
Maßnahmen zur Einhaltung des 
Gemeinschaftsrechts zu ergreifen

4. Sollte die zuständige nationale Behörde 
das Unionsrecht innerhalb eines Monats 
nach Eingang der Empfehlung der Behörde 
nicht einhalten, kann die Behörde eine 
Entscheidung treffen, in der die zuständige 
nationale Behörde aufgefordert wird, 
Maßnahmen zur Einhaltung des 
Unionsrechts zu ergreifen.

Or. en

Begründung

Die Aufsichtsbehörde sollte mit der zuständigen nationalen Behörde in ihrem 
Zuständigkeitsbereich direkt in Verbindung stehen.
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Änderungsantrag 314
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 4 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission trifft eine solche 
Entscheidung spätestens drei Monate nach 
Abgabe der Empfehlung. Die Kommission 
kann diese Frist um einen Monat 
verlängern.

Die Behörde trifft eine solche 
Entscheidung spätestens einen Monat nach 
Abgabe der Empfehlung. 

Or. en

Begründung

Um für gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen und zur Rechtssicherheit bei der 
Umsetzung des einheitlichen EU-Regelwerks zur Aufsicht beizutragen, sollte die Behörde in 
die Lage versetzt werden, gegen mögliche Verstöße gegen Unionsrecht vorzugehen. Mit den 
vorgeschlagenen Abänderungen würden zudem unnötige Eingriffe der Kommission 
vermieden, da das in den Absätzen 1, 2 und 3 niedergelegte Verfahren, mit dem nationale 
Behörden den Verstoß durch Befolgung der ESMA-Empfehlung innerhalb eines Monats 
beseitigen können, unberührt bleibt.

Änderungsantrag 315
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 4 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission trifft eine solche 
Entscheidung spätestens drei Monate nach 
Abgabe der Empfehlung. Die Kommission 
kann diese Frist um einen Monat 
verlängern.

Die Kommission trifft eine solche 
Entscheidung spätestens einen Monat nach 
Abgabe der Empfehlung. Die Kommission 
kann diese Frist um einen Monat 
verlängern.

Or. en
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Änderungsantrag 316
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 4 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission stellt sicher, dass das 
Recht auf Anhörung der Adressaten der 
Entscheidung respektiert wird.

Die Behörde stellt sicher, dass das Recht 
auf Anhörung der Adressaten der 
Entscheidung respektiert wird.

Or. en

Begründung

Um für gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen und zur Rechtssicherheit bei der 
Umsetzung des einheitlichen EU-Regelwerks zur Aufsicht beizutragen, sollte die Behörde in 
die Lage versetzt werden, gegen mögliche Verstöße gegen Unionsrecht vorzugehen. Mit den 
vorgeschlagenen Abänderungen würden zudem unnötige Eingriffe der Kommission 
vermieden, da das in den Absätzen 1, 2 und 3 niedergelegte Verfahren, mit dem nationale 
Behörden den Verstoß durch Befolgung der ESMA-Empfehlung innerhalb eines Monats 
beseitigen können, unberührt bleibt.

Änderungsantrag 317
Thomas Mann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 4 – Unterabsatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Behörde und die zuständigen 
Behörden übermitteln der Kommission alle 
erforderlichen Informationen. 

Die zuständigen Behörden übermitteln der 
Behörde alle erforderlichen Informationen, 
um Moral-Hazard-Probleme zu 
verhindern. 

Or. en
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Änderungsantrag 318
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 4 – Unterabsatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Behörde und die zuständigen 
Behörden übermitteln der Kommission alle 
erforderlichen Informationen. 

Die zuständigen Behörden übermitteln der 
Behörde alle erforderlichen Informationen. 

Or. en

Begründung

Um für gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen und zur Rechtssicherheit bei der 
Umsetzung des einheitlichen EU-Regelwerks zur Aufsicht beizutragen, sollte die Behörde in 
die Lage versetzt werden, gegen mögliche Verstöße gegen Unionsrecht vorzugehen. Mit den 
vorgeschlagenen Abänderungen würden zudem unnötige Eingriffe der Kommission 
vermieden, da das in den Absätzen 1, 2 und 3 niedergelegte Verfahren, mit dem nationale 
Behörden den Verstoß durch Befolgung der ESMA-Empfehlung innerhalb eines Monats 
beseitigen können, unberührt bleibt.

Änderungsantrag 319
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die zuständige Behörde unterrichtet die 
Kommission und die Behörde innerhalb 
von zehn Arbeitstagen nach Eingang der in 
Absatz 4 genannten Entscheidung über die 
Schritte, die sie in die Wege geleitet hat 
oder zu leiten gedenkt, um der 
Kommissionsentscheidung 
nachzukommen.

5. Die zuständige Behörde unterrichtet die 
Kommission und die Behörde innerhalb 
von zehn Arbeitstagen nach Eingang der in 
Absatz 4 genannten Entscheidung über die 
Schritte, die sie in die Wege geleitet hat 
oder zu leiten gedenkt, um der förmlichen 
Stellungnahme der Kommission 
nachzukommen.

Or. en
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Änderungsantrag 320
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die zuständige Behörde unterrichtet die 
Kommission und die Behörde innerhalb 
von zehn Arbeitstagen nach Eingang der in 
Absatz 4 genannten Entscheidung über die 
Schritte, die sie in die Wege geleitet hat 
oder zu leiten gedenkt, um der 
Kommissionsentscheidung 
nachzukommen.

5. Die zuständige Behörde unterrichtet die 
Kommission und die Behörde innerhalb 
von zehn Arbeitstagen nach Eingang der in 
Absatz 4 genannten Entscheidung über die 
Schritte, die sie in die Wege geleitet hat 
oder zu leiten gedenkt, um der 
Entscheidung der Behörde 
nachzukommen.

Or. en

Begründung

Um für gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen und zur Rechtssicherheit bei der 
Umsetzung des einheitlichen EU-Regelwerks zur Aufsicht beizutragen, sollte die Behörde in 
die Lage versetzt werden, gegen mögliche Verstöße gegen Unionsrecht vorzugehen.

Änderungsantrag 321
Sari Essayah

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 6 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission im Rahmen von Artikel 226 
EG-Vertrag kann die Behörde für den 
Fall, dass eine zuständige Behörde der in 
Absatz 4 dieses Artikels genannten 
Entscheidung nicht innerhalb der dort 
gesetzten Frist nachkommt und es 
erforderlich ist, der Nichteinhaltung 
durch die zuständige Behörde schnell ein 
Ende zu bereiten, um neutrale 
Wettbewerbsbedingungen auf dem Markt 
aufrecht zu erhalten oder wieder 
herzustellen bzw. um die ordnungsgemäße 

entfällt
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Funktionsweise und die Integrität des 
Finanzsystems zu gewährleisten, und für 
den Fall, dass die einschlägigen 
Anforderungen der in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Rechtsvorschriften direkt auf 
Finanzmarktteilnehmer anwendbar sind, 
eine an einen Finanzmarktteilnehmer 
gerichtete Einzelentscheidung erlassen, 
die Letzteren zur Einleitung der 
Maßnahmen verpflichtet, die zur 
Erfüllung seiner Pflichten im Rahmen 
der Gemeinschaftsvorschriften 
erforderlich sind, worunter auch die 
Einstellung jeder Tätigkeit fällt.

Or. en

Änderungsantrag 322
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 6 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission im Rahmen von Artikel 226 
EG-Vertrag kann die Behörde für den Fall, 
dass eine zuständige Behörde der in Absatz 
4 dieses Artikels genannten Entscheidung 
nicht innerhalb der dort gesetzten Frist 
nachkommt und es erforderlich ist, der 
Nichteinhaltung durch die zuständige 
Behörde schnell ein Ende zu bereiten, um 
neutrale Wettbewerbsbedingungen auf dem 
Markt aufrecht zu erhalten oder wieder 
herzustellen bzw. um die ordnungsgemäße 
Funktionsweise und die Integrität des 
Finanzsystems zu gewährleisten, und für 
den Fall, dass die einschlägigen 
Anforderungen der in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Rechtsvorschriften direkt auf 
Finanzmarktteilnehmer anwendbar sind, 
eine an einen Finanzmarktteilnehmer 
gerichtete Einzelentscheidung erlassen, die 
Letzteren zur Einleitung der Maßnahmen 
verpflichtet, die zur Erfüllung seiner 

6. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission im Rahmen von Artikel 258 
des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union kann die Behörde für 
den Fall, dass eine zuständige Behörde der 
in Absatz 4 dieses Artikels genannten 
förmlichen Stellungnahme nicht innerhalb 
der dort gesetzten Frist nachkommt und es 
erforderlich ist, der Nichteinhaltung durch 
die zuständige Behörde schnell ein Ende zu 
bereiten, um neutrale 
Wettbewerbsbedingungen auf dem Markt 
aufrecht zu erhalten oder wieder 
herzustellen bzw. um die ordnungsgemäße 
Funktionsweise und die Integrität des 
Finanzsystems zu gewährleisten, und für 
den Fall, dass die einschlägigen 
Anforderungen der in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Rechtsvorschriften direkt auf 
Finanzmarktteilnehmer anwendbar sind, 
eine an einen Finanzmarktteilnehmer 
gerichtete Einzelentscheidung erlassen, die 
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Pflichten im Rahmen der 
Gemeinschaftsvorschriften erforderlich 
sind, worunter auch die Einstellung jeder 
Tätigkeit fällt.

Letzteren zur Einleitung der Maßnahmen 
verpflichtet, die zur Erfüllung seiner 
Pflichten im Rahmen der 
Unionsvorschriften erforderlich sind, 
worunter auch die Einstellung jeder 
Tätigkeit fällt.

Or. en

Änderungsantrag 323
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 6 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission im Rahmen von Artikel 226 
EG-Vertrag kann die Behörde für den 
Fall, dass eine zuständige Behörde der in 
Absatz 4 dieses Artikels genannten 
Entscheidung nicht innerhalb der dort 
gesetzten Frist nachkommt und es 
erforderlich ist, der Nichteinhaltung durch 
die zuständige Behörde schnell ein Ende zu 
bereiten, um neutrale 
Wettbewerbsbedingungen auf dem Markt 
aufrecht zu erhalten oder wieder 
herzustellen bzw. um die ordnungsgemäße 
Funktionsweise und die Integrität des 
Finanzsystems zu gewährleisten, und für 
den Fall, dass die einschlägigen 
Anforderungen der in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Rechtsvorschriften direkt auf 
Finanzmarktteilnehmer anwendbar sind, 
eine an einen Finanzmarktteilnehmer 
gerichtete Einzelentscheidung erlassen, die 
Letzteren zur Einleitung der Maßnahmen 
verpflichtet, die zur Erfüllung seiner 
Pflichten im Rahmen der 
Gemeinschaftsvorschriften erforderlich 
sind, worunter auch die Einstellung jeder 
Tätigkeit fällt.

6. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission im Rahmen von Artikel 258 
des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union erlässt die Behörde 
für den Fall, dass eine zuständige Behörde 
der in Absatz 4 dieses Artikels genannten 
Entscheidung nicht innerhalb der dort 
gesetzten Frist nachkommt und es 
erforderlich ist, der Nichteinhaltung durch 
die zuständige Behörde schnell ein Ende zu 
bereiten, um neutrale 
Wettbewerbsbedingungen auf dem Markt 
aufrecht zu erhalten oder wieder 
herzustellen bzw. um die ordnungsgemäße 
Funktionsweise und die Integrität des 
Finanzsystems zu gewährleisten, gemäß 
den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften eine an einen 
Finanzmarktteilnehmer gerichtete 
Einzelentscheidung, die Letzteren zur 
Einleitung der Maßnahmen verpflichtet, 
die zur Erfüllung seiner Pflichten im 
Rahmen der Unionsvorschriften 
erforderlich sind, worunter auch die 
Einstellung jeder Tätigkeit fällt.
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Or. en

Begründung

The power to adopt individual decisions directly applicable to the financial institutions in 
case of breach of the European Union law, jointly with ESMA’s own capacity to investigate 
the alleged breach or non application of the European Union law, will ensure the correct 
application of the EU laws and technical standards across the EU jurisdictions promoting the 
level playing field. For the sake of the level playing field in the EU single market, the scope of 
the individual decisions directly applicable to the financial institutions in case of breach of 
the European Union law should not be restricted.

Änderungsantrag 324
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 6 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Entscheidung der Behörde muss mit 
der Kommissionsentscheidung gemäß 
Absatz 4 im Einklang stehen. 

Die Entscheidung der Behörde muss mit 
der förmlichen Stellungnahme der 
Kommission gemäß Absatz 4 im Einklang 
stehen. 

Or. en

Änderungsantrag 325
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 6 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Entscheidung der Behörde muss mit 
der Kommissionsentscheidung gemäß 
Absatz 4 im Einklang stehen. 

Die Entscheidung der Behörde muss mit 
der Entscheidung gemäß Absatz 4 im 
Einklang stehen. 

Or. en
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Begründung

The power to adopt individual decisions directly applicable to the financial institutions in 
case of breach of the European Union law, jointly with ESMA’s own capacity to investigate 
the alleged breach or non application of the European Union law, will ensure the correct 
application of the EU laws and technical standards across the EU jurisdictions promoting the 
level playing field. For the sake of the level playing field in the EU single market, the scope of 
the individual decisions directly applicable to the financial institutions in case of breach of 
the European Union law should not be restricted.

Änderungsantrag 326
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 6 – Unterabsatz 2a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission trägt sämtliche aufgrund 
des vorstehend beschriebenen Verfahrens 
anfallenden Gerichtskosten im Namen 
der Behörde.

Or. en

Änderungsantrag 327
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 7 – Unterabsatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Nach Absatz 6 erlassene Entscheidungen 
gelten gegebenenfalls für alle relevanten 
Finanzinstitute, die im Land der 
Nichteinhaltung tätig sind. 

Or. en

Begründung

Um in Fällen, in denen die Behörde eine Einzelentscheidung an ein Finanzinstitut richtet, 
gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten, sollte eine solche Entscheidung auch für 
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alle anderen Marktteilnehmer im In- und Ausland gelten, die in dem betreffenden 
Mitgliedstaat tätig sind. Für Maßnahmen der zuständigen Behörde sollte bei der 
Weiterverfolgung der Entscheidungen der Behörde das Prinzip „Einhaltung oder 
Begründung“ gelten und nicht lediglich die „Vereinbarkeit“ mit diesen Entscheidungen.

Änderungsantrag 328
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 7 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jede Maßnahme der zuständigen 
Behörden in Bezug auf Sachverhalte, die 
Gegenstand einer Entscheidung nach den 
Absätzen 4 oder 6 sind, muss mit diesen 
Entscheidungen in Einklang stehen.

Werden Maßnahmen in Bezug auf 
Angelegenheiten ergriffen, die 
Gegenstand einer förmlichen 
Stellungnahme nach den Absätzen 4 oder 
6 sind, so haben sich die zuständigen 
Behörden an die förmliche 
Stellungnahme bzw. die Entscheidung zu 
halten.

Or. en

Änderungsantrag 329
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 7 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jede Maßnahme der zuständigen 
Behörden in Bezug auf Sachverhalte, die 
Gegenstand einer Entscheidung nach den 
Absätzen 4 oder 6 sind, muss mit diesen 
Entscheidungen in Einklang stehen.

Werden Maßnahmen in Bezug auf 
Angelegenheiten ergriffen, die 
Gegenstand einer Entscheidung nach den 
Absätzen 4 oder 6 sind, so haben sich die 
zuständigen Behörden an diese 
Entscheidung zu halten.

Or. en

Begründung

Um in Fällen, in denen die Behörde eine Einzelentscheidung an ein Finanzinstitut richtet, 
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gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten, sollte eine solche Entscheidung auch für 
alle anderen Marktteilnehmer im In- und Ausland gelten, die in dem betreffenden 
Mitgliedstaat tätig sind. Für Maßnahmen der zuständigen Behörde sollte bei der 
Weiterverfolgung der Entscheidungen der Behörde das Prinzip „Einhaltung oder 
Begründung“ gelten und nicht lediglich die „Vereinbarkeit“ mit diesen Entscheidungen.

Änderungsantrag 330
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 7a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

7a. In ihrem Jahresbericht legt die 
Behörde dar, welche nationalen Behörden 
und Finanzmarktteilnehmer den in den 
Absätzen 4 und 6 genannten 
Entscheidungen nicht nachgekommen.

Or. en

Änderungsantrag 331
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 7a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

7a. Nach Absatz 6 erlassene 
Entscheidungen gelten für alle relevanten 
Finanzinstitute, die im Land der 
Nichteinhaltung tätig sind.

Or. en

Begründung

Um in Fällen, in denen die Behörde bezüglich der kohärenten Einhaltung der Vorschriften 
eine Einzelentscheidung an ein Finanzinstitut richtet, gleiche Wettbewerbsbedingungen zu 
gewährleisten, sollte diese Entscheidung auch für alle anderen Marktteilnehmer im In- und 
Ausland gelten, die in dem betreffenden Mitgliedstaat tätig sind.
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Änderungsantrag 332
Sari Essayah

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 10 entfällt
Maßnahmen im Krisenfall

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete 
Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Gemeinschaft – ob 
als Ganzes oder in Teilen - ernsthaft 
gefährden können, kann die Kommission 
von sich aus oder auf Ersuchen der 
Behörde, des Rates oder des ESRB eine 
Entscheidung an die Behörde richten, in 
der für die Zwecke dieser Verordnung das 
Bestehen einer Krise festgestellt wird.
2. Hat die Kommission eine Entscheidung 
nach Absatz 1 erlassen, kann die Behörde 
die zuständigen Behörden in 
Einzelentscheidungen dazu verpflichten, 
gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Rechtsvorschriften die 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, um 
jedem Risiko entgegenzuwirken, das die 
geordnete Funktionsweise und die 
Integrität von Finanzmärkten oder die 
Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - gefährden kann, d.h. zu 
gewährleisten, dass 
Finanzmarktteilnehmer und zuständige 
Behörden die in diesen 
Rechtsvorschriften festgelegten 
Anforderungen erfüllen.
3. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission nach Artikel 226 EG-Vertrag 
kann die Behörde, wenn eine zuständige 
Behörde der in Absatz 2 genannten 
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Entscheidung nicht fristgerecht 
nachkommt, und für den Fall, dass die 
einschlägigen Anforderungen der in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften unmittelbar auf 
Finanzmarktteilnehmer anwendbar sind, 
eine an einen Finanzmarktteilnehmer 
gerichtete Einzelentscheidung erlassen, 
die diesen zur Einleitung der Maßnahmen 
verpflichtet, die zur Erfüllung seiner 
Pflichten im Rahmen dieser 
Rechtsvorschriften erforderlich sind, 
worunter auch die Einstellung bestimmter 
Praktiken fällt.
4. Nach Absatz 3 erlassene 
Entscheidungen haben Vorrang vor allen 
von den zuständigen Behörden in gleicher 
Sache erlassenen früheren 
Entscheidungen.
Jede Maßnahme der zuständigen 
Behörden im Zusammenhang mit 
Sachverhalten, die Gegenstand einer 
Entscheidung nach den Absätzen 2 oder 3 
sind, muss mit diesen Entscheidungen in 
Einklang stehen.

Or. en

Änderungsantrag 333
Diogo Feio

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - ernsthaft gefährden können, kann 
die Kommission von sich aus oder auf 
Ersuchen der Behörde, des Rates oder des 
ESRB eine Entscheidung an die Behörde 

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Europäischen Union – ob als Ganzes oder 
in Teilen - ernsthaft gefährden können, 
kann der Rat nach sachdienlichen 
Konsultationen mit der Kommission, dem 
ESRB und gegebenenfalls den 
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richten, in der für die Zwecke dieser 
Verordnung das Bestehen einer Krise 
festgestellt wird.

europäischen Aufsichtsbehörden eine 
Entscheidung an die Behörde richten, in 
der für die Zwecke dieser Verordnung das 
Bestehen einer Krise festgestellt wird.

Or. en

Änderungsantrag 334
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - ernsthaft gefährden können, kann 
die Kommission von sich aus oder auf 
Ersuchen der Behörde, des Rates oder des 
ESRB eine Entscheidung an die Behörde 
richten, in der für die Zwecke dieser 
Verordnung das Bestehen einer Krise 
festgestellt wird.

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Europäischen Union – ob als Ganzes oder 
in Teilen - ernsthaft gefährden können, 
kann der Rat von sich aus oder auf 
Ersuchen der Behörde, der Kommission 
oder des ESRB eine Entscheidung an die 
Behörde richten, in der für die Zwecke 
dieser Verordnung das Bestehen einer 
Krise festgestellt wird.

Or. en

Änderungsantrag 335
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - ernsthaft gefährden können, kann 

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Europäischen Union – ob als Ganzes oder 
in Teilen - ernsthaft gefährden können, 
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die Kommission von sich aus oder auf 
Ersuchen der Behörde, des Rates oder des 
ESRB eine Entscheidung an die Behörde 
richten, in der für die Zwecke dieser 
Verordnung das Bestehen einer Krise 
festgestellt wird.

kann der ESRB von sich aus oder auf 
Ersuchen der Behörde, des Rates oder des 
Europäischen Parlaments oder der 
Kommission eine Warnung herausgeben, 
in der das Bestehen einer Krise festgestellt 
wird. Diese Warnung gibt der Behörde die 
Möglichkeit, die in Absatz 3 genannten 
Einzelentscheidungen ohne weitere 
Anforderungen zu erlassen.

Or. en

Begründung

The ESRB is very well placed to identify potential emergency situations since it is a technical 
body established to monitor and assess potential threats to financial stability. An integrated 
European market for financial services requires coordinated actions by competent national 
authorities to address emergency situations. The Authority has a role to play to facilitate 
cooperation and information exchange between the relevant competent national authorities 
and foster efficient coordination of national actions. Article 10 should clearly provide for 
such tasks to the Authority.

Änderungsantrag 336
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - ernsthaft gefährden können, kann 
die Kommission von sich aus oder auf 
Ersuchen der Behörde, des Rates oder des 
ESRB eine Entscheidung an die Behörde 
richten, in der für die Zwecke dieser 
Verordnung das Bestehen einer Krise 
festgestellt wird.

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Europäischen Union – ob als Ganzes oder 
in Teilen - ernsthaft gefährden können, 
kann der ESRB von sich aus oder auf 
Ersuchen der Behörde, des Europäischen 
Parlaments oder eines Mitgliedstaats eine 
Entscheidung an die Behörde richten, in 
der für die Zwecke dieser Verordnung das 
Bestehen einer Krise festgestellt wird.

Or. en
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Änderungsantrag 337
Marta Andreasen

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - ernsthaft gefährden können, kann 
die Kommission von sich aus oder auf 
Ersuchen der Behörde, des Rates oder des 
ESRB eine Entscheidung an die Behörde 
richten, in der für die Zwecke dieser 
Verordnung das Bestehen einer Krise 
festgestellt wird.

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Europäischen Union – ob als Ganzes oder 
in Teilen - ernsthaft gefährden können, 
kann der ESRB eine Entscheidung an die 
Behörde richten, in der für die Zwecke 
dieser Verordnung das Bestehen einer 
Krise festgestellt wird.

Or. en

Begründung

Der ESRB sollte die Möglichkeit haben, im Krisenfall sofort zu handeln.

Änderungsantrag 338
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - ernsthaft gefährden können, kann 
die Kommission von sich aus oder auf 
Ersuchen der Behörde, des Rates oder des 
ESRB eine Entscheidung an die Behörde 

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Europäischen Union – ob als Ganzes oder 
in Teilen - ernsthaft gefährden können, 
kann die Kommission oder der 
Vorsitzende der Behörde von sich aus oder 
auf Ersuchen des Rates, des ESRB, des 
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richten, in der für die Zwecke dieser 
Verordnung das Bestehen einer Krise 
festgestellt wird.

Europäischen Parlaments oder der 
Interessengruppe eine Entscheidung 
erlassen, in der für die Zwecke dieser 
Verordnung das Bestehen einer Krise 
festgestellt wird.

Or. en

Änderungsantrag 339
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - ernsthaft gefährden können, kann 
die Kommission von sich aus oder auf 
Ersuchen der Behörde, des Rates oder des 
ESRB eine Entscheidung an die Behörde 
richten, in der für die Zwecke dieser 
Verordnung das Bestehen einer Krise 
festgestellt wird.

1. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete Funktionsweise 
und die Integrität von Finanzmärkten oder 
die Stabilität des Finanzsystems in der 
Union – ob als Ganzes oder in Teilen - 
ernsthaft gefährden können, kann die 
Kommission auf Empfehlung des ESRB 
eine Entscheidung an die Behörde richten, 
in der für die Zwecke dieser Verordnung 
das Bestehen einer Krise festgestellt wird.

Or. en

Begründung

Der ESRB ist das am besten geeignete Gremium, um eine Krise festzustellen. Da jedoch die 
Einschätzung, ob eine Krise besteht oder nicht, ein erhebliches Maß an Verfügungsfreiheit 
verlangt, liegt nach den Bestimmungen des EG-Vertrags die endgültige Entscheidung bei der 
Kommission als Rechtsträger, die eine gewisse Verfügungsfreiheit darüber erhält, ob diese 
Entscheidung getroffen wird. Nach dem EG-Vertrag muss außerdem die Behörde durch 
Beschluss der Kommission bevollmächtigt werden, um die zusätzlichen Befugnisse zu 
erhalten, die ihr im restlichen Teil von Artikel 10 gewährt werden.
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Änderungsantrag 340
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Die Schlussfolgerungen des ESRB 
sind Gegenstand einer nachträglichen 
Aussprache zwischen dem Vorsitzenden 
des ESRB, dem Europäischen Parlament 
und dem zuständigen 
Kommissionsmitglied und werden so bald 
wie möglich umgesetzt.

Or. en

Begründung

Die ESRB und die Kommission müssen vor dem Parlament Auskunft geben, warum sie es für 
notwendig hielten, eine Krise festzustellen, um die demokratische Kontrolle über den Vorgang 
zu gewährleisten.

Änderungsantrag 341
Diogo Feio

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Sobald der Rat eine Warnung ausgibt, 
übermittelt er diese zeitgleich dem 
Europäischen Parlament, dem ESRB, der 
Kommission und der Europäischen 
Aufsichtsbehörde.

Or. en
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Änderungsantrag 342
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Hat die Kommission eine Entscheidung 
nach Absatz 1 erlassen, kann die Behörde 
die zuständigen Behörden in 
Einzelentscheidungen dazu verpflichten, 
gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um jedem Risiko 
entgegenzuwirken, das die geordnete 
Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Gemeinschaft – ob 
als Ganzes oder in Teilen - gefährden kann, 
d.h. zu gewährleisten, dass 
Finanzmarktteilnehmer und zuständige 
Behörden die in diesen Rechtsvorschriften 
festgelegten Anforderungen erfüllen.

2. Hat der ESRB eine Warnung nach 
Absatz 1 herausgegeben, oder erlässt die 
Kommission oder der Rat von sich aus 
oder auf Ersuchen der Behörde, des 
Europäischen Parlaments oder eines 
Mitgliedstaats eine Entscheidung, in der 
das Bestehen ähnlicher oder begründeter 
Umstände festgestellt wird, die 
koordinierte Maßnahmen notwendig 
machen, um ungünstigen Entwicklungen 
entgegenzuwirken, die die geordnete 
Funktionsweise und Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Gemeinschaft - ob 
als Ganzes oder in Teilen - ernsthaft 
gefährden können, kann die Behörde ohne 
weitere Anforderungen 
Einzelentscheidungen gemäß den in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften erlassen, um jedem 
Risiko entgegenzuwirken, das die 
geordnete Funktionsweise und die 
Integrität von Finanzmärkten oder die 
Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - gefährden kann, d.h. zu 
gewährleisten, dass Finanzmarktteilnehmer 
und zuständige Behörden die in diesen 
Rechtsvorschriften festgelegten 
Anforderungen erfüllen.

Or. en
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Änderungsantrag 343
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Hat die Kommission eine Entscheidung 
nach Absatz 1 erlassen, kann die Behörde 
die zuständigen Behörden in 
Einzelentscheidungen dazu verpflichten, 
gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Rechtsvorschriften die 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, um 
jedem Risiko entgegenzuwirken, das die 
geordnete Funktionsweise und die 
Integrität von Finanzmärkten oder die 
Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - gefährden kann, d.h. zu 
gewährleisten, dass Finanzmarktteilnehmer 
und zuständige Behörden die in diesen 
Rechtsvorschriften festgelegten 
Anforderungen erfüllen.

2. Vertritt der ESRB die Auffassung, dass 
koordinierte Maßnahmen nationaler 
Behörden notwendig sind, um 
ungünstigen Entwicklungen 
entgegenzuwirken, die die geordnete 
Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Gemeinschaft – ob 
als Ganzes oder in Teilen - gefährden 
können, verpflichtet die Behörde die 
zuständigen Behörden in 
Einzelentscheidungen dazu, gemäß den in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um jeder 
derartigen Entwicklung 
entgegenzuwirken, d.h. zu gewährleisten, 
dass Finanzmarktteilnehmer und 
zuständige Behörden die in diesen 
Rechtsvorschriften festgelegten 
Anforderungen erfüllen.

Or. en

Begründung

Die Errichtung des EU-Binnenmarkts für Finanzdienstleistungen verlangt bei möglichen 
Krisenfällen ein koordiniertes Handeln, da sich die Krise in einem Mitgliedstaat rasch über 
die Grenzen hinweg ausbreiten könnte. Deshalb muss klargestellt werden, dass die 
Möglichkeit der Behörde, direkt für die zuständigen nationalen Behörden anwendbare 
Entscheidungen zu erlassen, zur Aufgabe der Behörde gehört, nationale Maßnahmen zu 
erleichtern und zu fördern.
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Änderungsantrag 344
Thomas Mann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Hat die Kommission eine Entscheidung 
nach Absatz 1 erlassen, kann die Behörde 
die zuständigen Behörden in 
Einzelentscheidungen dazu verpflichten, 
gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um jedem Risiko 
entgegenzuwirken, das die geordnete 
Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Gemeinschaft – ob 
als Ganzes oder in Teilen - gefährden kann, 
d.h. zu gewährleisten, dass 
Finanzmarktteilnehmer und zuständige 
Behörden die in diesen Rechtsvorschriften 
festgelegten Anforderungen erfüllen.

2. Wird gemäß Absatz 1 das Bestehen 
einer Krise festgestellt, erlässt die Behörde 
die erforderlichen Einzelentscheidungen, 
um zu gewährleisten, dass die zuständigen 
Behörden unter besonderer 
Berücksichtigung der Auswirkungen auf 
den Haushalt der Mitgliedstaaten sowie 
gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften die notwendigen 
Maßnahmen treffen, um jedem Risiko 
entgegenzuwirken, das die geordnete 
Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Gemeinschaft – ob 
als Ganzes oder in Teilen - gefährden kann, 
d.h. zu gewährleisten, dass 
Finanzmarktteilnehmer und zuständige 
Behörden die in diesen Rechtsvorschriften 
festgelegten Anforderungen erfüllen.

Or. en

Änderungsantrag 345
Diogo Feio

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Hat die Kommission eine Entscheidung 
nach Absatz 1 erlassen, kann die Behörde 
die zuständigen Behörden in 
Einzelentscheidungen dazu verpflichten, 
gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um jedem Risiko 
entgegenzuwirken, das die geordnete 

2. Wird gemäß Absatz 1 das Bestehen 
einer Krise festgestellt, kann die Behörde 
die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten in Entscheidungen dazu 
verpflichten, gemäß den in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften die 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, um 
jedem Risiko entgegenzuwirken, das die 
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Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Gemeinschaft – ob 
als Ganzes oder in Teilen - gefährden kann, 
d.h. zu gewährleisten, dass 
Finanzmarktteilnehmer und zuständige 
Behörden die in diesen Rechtsvorschriften 
festgelegten Anforderungen erfüllen.

geordnete Funktionsweise und die 
Integrität von Finanzmärkten oder die 
Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - gefährden kann, d.h. zu 
gewährleisten, dass Finanzmarktteilnehmer 
und zuständige Behörden die in diesen 
Rechtsvorschriften festgelegten 
Anforderungen erfüllen. 

Or. en

Änderungsantrag 346
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Hat die Kommission eine Entscheidung 
nach Absatz 1 erlassen, kann die Behörde 
die zuständigen Behörden in 
Einzelentscheidungen dazu verpflichten, 
gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um jedem Risiko 
entgegenzuwirken, das die geordnete 
Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Gemeinschaft – ob 
als Ganzes oder in Teilen - gefährden kann, 
d.h. zu gewährleisten, dass 
Finanzmarktteilnehmer und zuständige 
Behörden die in diesen Rechtsvorschriften 
festgelegten Anforderungen erfüllen.

2. Wird gemäß Absatz 1 das Bestehen 
einer Krise festgestellt, kann die Behörde 
die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten in Entscheidungen dazu 
verpflichten, gemäß den in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften die 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, um 
jedem Risiko entgegenzuwirken, das die 
geordnete Funktionsweise und die 
Integrität von Finanzmärkten oder die 
Stabilität des Finanzsystems in der 
Gemeinschaft – ob als Ganzes oder in 
Teilen - gefährden kann, d.h. zu 
gewährleisten, dass Finanzmarktteilnehmer 
und zuständige Behörden die in diesen 
Rechtsvorschriften festgelegten 
Anforderungen erfüllen.

Or. en
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Änderungsantrag 347
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Hat die Kommission eine Entscheidung 
nach Absatz 1 erlassen, kann die Behörde 
die zuständigen Behörden in 
Einzelentscheidungen dazu verpflichten, 
gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um jedem Risiko 
entgegenzuwirken, das die geordnete 
Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Gemeinschaft – ob 
als Ganzes oder in Teilen - gefährden kann, 
d.h. zu gewährleisten, dass 
Finanzmarktteilnehmer und zuständige 
Behörden die in diesen Rechtsvorschriften 
festgelegten Anforderungen erfüllen.

2. Hat der ESRB eine Entscheidung nach 
Absatz 1 erlassen, kann die Behörde die 
zuständigen Behörden in 
Einzelentscheidungen dazu verpflichten, 
gemäß dieser Verordnung und den in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um jedem Risiko 
entgegenzuwirken, das die geordnete 
Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Gemeinschaft – ob 
als Ganzes oder in Teilen - gefährden kann, 
d.h. zu gewährleisten, dass 
Finanzmarktteilnehmer und zuständige 
Behörden die in diesen Rechtsvorschriften 
festgelegten Anforderungen erfüllen.

Or. en

Änderungsantrag 348
Diogo Feio

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete 
Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Europäischen 
Union – ob als Ganzes oder in Teilen – 
ernsthaft gefährden können, kann die 
Behörde sämtliche von den einschlägigen 
zuständigen nationalen 
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Aufsichtsbehörden ergriffenen 
Maßnahmen aktiv erleichtern und diese – 
sofern dies als notwendig erachtet wird – 
koordinieren.

Or. en

Änderungsantrag 349
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Sollten ungünstige Entwicklungen 
eintreten, die die geordnete 
Funktionsweise und die Integrität von 
Finanzmärkten oder die Stabilität des 
Finanzsystems in der Europäischen 
Union – ob als Ganzes oder in Teilen – 
ernsthaft gefährden können, kann die 
Behörde sämtliche von den einschlägigen 
zuständigen nationalen 
Aufsichtsbehörden ergriffenen 
Maßnahmen aktiv erleichtern und diese – 
sofern dies als notwendig erachtet wird – 
koordinieren.

Or. en

Änderungsantrag 350
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2b. Der Rat überprüft die Entscheidung 
gemäß Absatz 1 in angemessenen 
Abständen, jedoch mindestens einmal pro 
Monat, und erklärt – sobald dies 
angezeigt ist – die Krise für beendet.
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Or. en

Änderungsantrag 351
Diogo Feio

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 2b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2b. Der Rat überprüft die Entscheidung 
gemäß Absatz 1 in angemessenen 
Abständen, jedoch mindestens einmal pro 
Monat, und erklärt – sobald dies 
angezeigt ist – die Krise für beendet.

Or. en

Änderungsantrag 352
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission nach Artikel 226 EG-Vertrag 
kann die Behörde, wenn eine zuständige 
Behörde der in Absatz 2 genannten 
Entscheidung nicht fristgerecht 
nachkommt, und für den Fall, dass die 
einschlägigen Anforderungen der in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften unmittelbar auf 
Finanzmarktteilnehmer anwendbar sind, 
eine an einen Finanzmarktteilnehmer 
gerichtete Einzelentscheidung erlassen, 
die diesen zur Einleitung der Maßnahmen 
verpflichtet, die zur Erfüllung seiner 
Pflichten im Rahmen dieser 
Rechtsvorschriften erforderlich sind, 
worunter auch die Einstellung bestimmter 
Praktiken fällt.

entfällt
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Or. en

Änderungsantrag 353
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission nach Artikel 226 EG-Vertrag 
kann die Behörde, wenn eine zuständige 
Behörde der in Absatz 2 genannten 
Entscheidung nicht fristgerecht 
nachkommt, und für den Fall, dass die 
einschlägigen Anforderungen der in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften unmittelbar auf 
Finanzmarktteilnehmer anwendbar sind, 
eine an einen Finanzmarktteilnehmer 
gerichtete Einzelentscheidung erlassen, die 
diesen zur Einleitung der Maßnahmen 
verpflichtet, die zur Erfüllung seiner 
Pflichten im Rahmen dieser 
Rechtsvorschriften erforderlich sind, 
worunter auch die Einstellung bestimmter 
Praktiken fällt.

3. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission nach Artikel 258 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union erlässt die Behörde, wenn eine 
zuständige Behörde der in Absatz 2 
genannten Entscheidung nicht fristgerecht 
nachkommt, und gemäß den in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften 
eine an einen Finanzmarktteilnehmer 
gerichtete Einzelentscheidung, die diesen 
zur Einleitung der Maßnahmen 
verpflichtet, die zur Erfüllung seiner 
Pflichten im Rahmen dieser 
Rechtsvorschriften erforderlich sind, 
worunter auch die Einstellung bestimmter 
Praktiken fällt.

Or. en

Begründung

Aus Gründen der Stabilität des EU-Binnenmarkts sollte der Geltungsbereich der direkt auf 
die Finanzinstitute anwendbaren Einzelentscheidungen im Falle einer Krise nicht 
eingeschränkt werden.
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Änderungsantrag 354
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 4 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Nach Absatz 3 erlassene 
Entscheidungen haben Vorrang vor allen 
von den zuständigen Behörden in gleicher 
Sache erlassenen früheren 
Entscheidungen.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 355
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 4 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jede Maßnahme der zuständigen 
Behörden im Zusammenhang mit 
Sachverhalten, die Gegenstand einer 
Entscheidung nach den Absätzen 2 oder 3 
sind, muss mit diesen Entscheidungen in 
Einklang stehen.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 356
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 4 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jede Maßnahme der zuständigen Behörden 
im Zusammenhang mit Sachverhalten, die 
Gegenstand einer Entscheidung nach den 
Absätzen 2 oder 3 sind, muss mit diesen 

Jede Maßnahme der zuständigen Behörden 
im Zusammenhang mit Sachverhalten, die 
Gegenstand einer Entscheidung nach den 
Absätzen 2 oder 3 sind, muss mit diesen 
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Entscheidungen in Einklang stehen. Entscheidungen übereinstimmen. Die 
Nichteinhaltung muss von den 
zuständigen Behörden gegenüber dem 
ESRB und der Behörde schriftlich 
gebührend begründet werden.

Or. en

Begründung

Das Prinzip „Einhaltung oder Begründung“ würde für zuständige nationale Behörden einen 
Anreiz bieten, den Entscheidungen der Behörden Folge zu leisten, mit denen auf potenzielle 
Krisenfälle reagiert werden soll.

Änderungsantrag 357
Corien Wortmann-Kool

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 4a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Hat der ESRB eine Entscheidung 
gemäß Absatz 1 erlassen, überprüft er 
diese Entscheidung in regelmäßigen 
Zeitabständen sowie auf Ersuchen der 
Behörde, des Parlaments, des Rates oder 
der Kommission und erklärt - sobald dies 
angezeigt ist - die Krise für beendet.

Or. en

Begründung

Die gemäß Artikel 10 festgestellte Krise sollte aufmerksam beobachtet werden. Darüber 
hinaus sollte der ESRB in der Lage sein, die Krise für beendet zu erklären.
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Änderungsantrag 358
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 4a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Die Kommission kann ihre 
Entscheidung gemäß Absatz 1 auf 
Empfehlung des Europäischen 
Ausschusses für Systemrisiken oder auf 
Ersuchen des Europäischen Parlaments 
oder des Rates widerrufen.

Or. en

Begründung

Der ESRB ist das am besten geeignete Gremium, um eine Krise für beendet zu erklären. Das 
Parlament und der Rat sollten darum ersuchen können, dass eine Krise für beendet erklärt 
wird. Da jedoch die Einschätzung, ob eine Krise besteht oder nicht, ein erhebliches Maß an 
Verfügungsfreiheit verlangt, liegt nach den Bestimmungen des EG-Vertrags die Entscheidung 
über eine Aufhebung dieser Entscheidung bei der Kommission, die eine gewisse 
Verfügungsfreiheit darüber erhält, ob diese Entscheidung getroffen wird.

Änderungsantrag 359
Marianne Thyssen

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10 – Absatz 4a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Die Kommission überprüft diese 
Entscheidung in regelmäßigen 
Zeitabständen sowie auf Ersuchen der 
ESA, des ESRB oder des Rates.

Or. en

Begründung

Es wird vorgeschlagen, dass die Initiative für die Feststellung des Bestehens einer Krise 
ebenfalls bei den ESA liegen sollte.
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Änderungsantrag 360
Marianne Thyssen

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 10a
Verlangt die Dringlichkeit einer Situation 
unverzügliches Handeln und kann eine 
Entscheidung des ESRB nicht abgewartet 
werden, kann die Behörde 
Entscheidungen erlassen, die für 
Finanzmarktteilnehmer allgemein und 
unmittelbar gelten. Diese 
Krisenmaßnahmen werden dem ESRB 
unverzüglich mitgeteilt. Bestätigt der 
ESRB den Krisenfall nicht innerhalb von 
15 Tagen, enden die Maßnahmen.

Or. en

Begründung

Es kann vorkommen, dass sehr kurzfristig Maßnahmen ergriffen werden müssen und es sehr 
schwierig wäre, ein vollständiges ESRB-Entscheidungsverfahren abzuwarten. Deshalb wäre 
es sinnvoll, den ESA zu gestatten, Krisenentscheidungen zu treffen, sofern diese dem ESRB 
unverzüglich mitgeteilt werden und höchstens zwei Wochen gelten, oder nachdem das 
Bestehen einer Krise vom ESRB bestätigt worden ist.

Änderungsantrag 361
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Unbeschadet der in Artikel 9 
festgelegten Befugnisse kann die Behörde, 
wenn eine zuständige Behörde in 
Bereichen, in denen die in Artikel 1 Absatz 

1. Unbeschadet der in Artikel 9 
festgelegten Befugnisse kann die Behörde, 
wenn eine zuständige Behörde in 
Bereichen, in denen die in Artikel 1 Absatz 
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2 genannten Rechtsvorschriften 
Zusammenarbeit, Koordinierung oder 
gemeinsame Entscheidungen der 
zuständigen Behörden von mehr als einem 
Mitgliedstaat vorschreiben, nicht mit dem 
Vorgehen oder dem Inhalt einer 
Maßnahme einer anderen zuständigen 
Behörde oder mit deren Verzicht auf 
Maßnahmen einverstanden ist, auf 
Ersuchen einer oder mehrerer der 
betroffenen zuständigen Behörden nach 
dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren 
dabei helfen, eine Einigung zwischen den 
Behörden zu erzielen.

2 genannten Rechtsvorschriften 
Zusammenarbeit, Koordinierung oder 
gemeinsame Entscheidungen der 
zuständigen Behörden von mehr als einem 
Mitgliedstaat vorschreiben, nicht mit dem 
Vorgehen oder dem Inhalt einer 
Maßnahme einer anderen zuständigen 
Behörde oder mit deren Verzicht auf 
Maßnahmen einverstanden ist und die 
endgültige Verantwortung nicht der für 
die Gruppenaufsicht zuständigen Behörde 
überträgt, von sich aus oder auf Ersuchen 
einer oder mehrerer der betroffenen 
zuständigen Behörden nach dem in 
Absatz 2 festgelegten Verfahren 
federführend dabei helfen, eine Einigung 
zwischen den Behörden zu erzielen.

Or. en

Begründung

Wurde die endgültige Verantwortung durch sektorspezifische Vorschriften bereits an eine für 
die Gruppenaufsicht zuständige Behörde übertragen, muss klargestellt werden, dass dies 
Vorrang vor der Befugnis der ESA hat. Andernfalls könnte es zu Verwirrung hinsichtlich des 
Vorrangs der sektorspezifischen Vorschriften und der Befugnis der ESA kommen, die letztlich 
ihre Machtposition aus den Sektorvorschriften bezieht.

Änderungsantrag 362
Thomas Mann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Unbeschadet der in Artikel 9 
festgelegten Befugnisse kann die Behörde, 
wenn eine zuständige Behörde in 
Bereichen, in denen die in Artikel 1 Absatz 
2 genannten Rechtsvorschriften 
Zusammenarbeit, Koordinierung oder 
gemeinsame Entscheidungen der 
zuständigen Behörden von mehr als einem 
Mitgliedstaat vorschreiben, nicht mit dem 

1. Unbeschadet der in Artikel 9 
festgelegten Befugnisse ist die Behörde, 
wenn eine zuständige Behörde in 
Bereichen, in denen die in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften 
Zusammenarbeit, Koordinierung oder 
gemeinsame Entscheidungen der 
zuständigen Behörden von mehr als einem 
Mitgliedstaat vorschreiben, nicht mit dem 
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Vorgehen oder dem Inhalt einer 
Maßnahme einer anderen zuständigen 
Behörde oder mit deren Verzicht auf 
Maßnahmen einverstanden ist, auf 
Ersuchen einer oder mehrerer der 
betroffenen zuständigen Behörden nach 
dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren 
dabei helfen, eine Einigung zwischen den 
Behörden zu erzielen.

Vorgehen oder dem Inhalt einer 
Maßnahme einer anderen zuständigen 
Behörde oder mit deren Verzicht auf 
Maßnahmen einverstanden ist, von sich 
aus oder auf Ersuchen einer oder mehrerer 
der betroffenen zuständigen Behörden nach 
dem in den Absätzen 2 bis 4 festgelegten 
Verfahren federführend dabei behilflich, 
zwischen den Behörden eine Einigung 
unter Beachtung der nationalen 
Interessen zu erzielen.

Or. en

Änderungsantrag 363
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Unbeschadet der in Artikel 9 
festgelegten Befugnisse kann die Behörde, 
wenn eine zuständige Behörde in 
Bereichen, in denen die in Artikel 1 Absatz 
2 genannten Rechtsvorschriften 
Zusammenarbeit, Koordinierung oder 
gemeinsame Entscheidungen der 
zuständigen Behörden von mehr als einem 
Mitgliedstaat vorschreiben, nicht mit dem 
Vorgehen oder dem Inhalt einer 
Maßnahme einer anderen zuständigen 
Behörde oder mit deren Verzicht auf 
Maßnahmen einverstanden ist, auf 
Ersuchen einer oder mehrerer der 
betroffenen zuständigen Behörden nach 
dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren 
dabei helfen, eine Einigung zwischen den 
Behörden zu erzielen.

1. Unbeschadet der in Artikel 9 
festgelegten Befugnisse kann die Behörde, 
wenn eine zuständige Behörde in 
Bereichen, in denen die in Artikel 1 Absatz 
2 genannten Rechtsvorschriften 
Zusammenarbeit, Koordinierung oder 
gemeinsame Entscheidungen der 
zuständigen Behörden von mehr als einem 
Mitgliedstaat vorschreiben, nicht mit dem 
Vorgehen oder dem Inhalt einer 
Maßnahme einer anderen zuständigen 
Behörde oder mit deren Verzicht auf 
Maßnahmen einverstanden ist, auf 
Ersuchen einer oder mehrerer der 
betroffenen zuständigen Behörden nach 
dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren 
federführend dabei helfen, eine Einigung 
zwischen den Behörden zu erzielen.

Or. en
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Änderungsantrag 364
Sławomir Witold Nitras, Jan Kozłowski, Enikő Győri, Danuta Jazłowiecka

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Unbeschadet der in Artikel 9 
festgelegten Befugnisse kann die Behörde, 
wenn eine zuständige Behörde in 
Bereichen, in denen die in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften 
Zusammenarbeit, Koordinierung oder 
gemeinsame Entscheidungen der 
zuständigen Behörden von mehr als 
einem Mitgliedstaat vorschreiben, nicht 
mit dem Vorgehen oder dem Inhalt einer 
Maßnahme einer anderen zuständigen 
Behörde oder mit deren Verzicht auf 
Maßnahmen einverstanden ist, auf 
Ersuchen einer oder mehrerer der 
betroffenen zuständigen Behörden nach 
dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren 
dabei helfen, eine Einigung zwischen den 
Behörden zu erzielen.

1. Unbeschadet der in Artikel 9 
festgelegten Befugnisse kann die Behörde, 
wenn eine zuständige Behörde in Fällen 
gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften nicht mit dem 
Vorgehen oder dem Inhalt einer 
Maßnahme einer anderen zuständigen 
Behörde oder mit deren Verzicht auf 
Maßnahmen einverstanden ist, auf 
Ersuchen einer oder mehrerer der 
betroffenen zuständigen Behörden nach 
dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren 
dabei helfen, eine Einigung zwischen den 
Behörden zu erzielen.

Or. en

Änderungsantrag 365
Sławomir Witold Nitras, Jan Kozłowski, Enikő Győri, Danuta Jazłowiecka

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Unbeschadet der in Artikel 9 
festgelegten Befugnisse kann die Behörde, 
wenn eine zuständige Behörde in 
Bereichen, in denen die in Artikel 1 
Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften 
Zusammenarbeit, Koordinierung oder 
gemeinsame Entscheidungen der 
zuständigen Behörden von mehr als 

1. Unbeschadet der in Artikel 9 
festgelegten Befugnisse kann die Behörde, 
wenn eine zuständige Behörde in 
Bereichen gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Rechtsvorschriften nicht mit 
dem Vorgehen oder dem Inhalt einer 
Maßnahme einer anderen zuständigen 
Behörde oder mit deren Verzicht auf 
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einem Mitgliedstaat vorschreiben, nicht 
mit dem Vorgehen oder dem Inhalt einer 
Maßnahme einer anderen zuständigen 
Behörde oder mit deren Verzicht auf 
Maßnahmen einverstanden ist, auf 
Ersuchen einer oder mehrerer der 
betroffenen zuständigen Behörden nach 
dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren 
dabei helfen, eine Einigung zwischen den 
Behörden zu erzielen.

Maßnahmen einverstanden ist, auf 
Ersuchen einer oder mehrerer der 
betroffenen zuständigen Behörden nach 
dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren 
dabei helfen, eine Einigung zwischen den 
Behörden zu erzielen.

Or. en

Begründung

Taking into account the importance and possible future disputes, it is recommended to 
explicitly indicate in the sectoral legislation the exact scope of the “binding mediation 
procedure”. It is one of the most important tools granted to ESMA, which can be used to 
intervene into very core responsibilities of the supervisors. For this reasons there shall be no 
uncertainties in this field. It would be also wise to disuse this problem further while 
negotiating the future directives amending the sectoral legislation. The given draft Regulation 
shall only indicate the powers of the ESMA to provide “binding mediation” as well as the 
procedure. The scope of “binding mediation” shall be however indicated on case by case 
basis in the sartorial legislation.

Änderungsantrag 366
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Haben die zuständigen Behörden 
innerhalb dieser Frist keine Einigung 
erzielt, kann die Behörde diese per 
Entscheidung dazu verpflichten, zur 
Beilegung der Angelegenheit in Einklang 
mit dem Gemeinschaftsrecht bestimmte 
Maßnahmen zu treffen oder von solchen 
abzusehen. 

3. Haben die zuständigen Behörden 
innerhalb dieser Frist keine Einigung 
erzielt, kann die Behörde diese per 
Entscheidung verbindlich dazu 
verpflichten, zur Beilegung der 
Angelegenheit in Einklang mit dem 
Unionsrecht bestimmte Maßnahmen zu 
treffen oder von solchen abzusehen. 

Or. en
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Begründung

Um eine effiziente und effektive Aufsicht und Rechtssicherheit zu gewährleisten und innerhalb 
der mit der Aufsicht befassten Kreise Vertrauen zu fördern, sollten die Entscheidungen der 
Behörde zur Beilegung von Streitfällen für deren Adressat(en) verbindlich sein. Der 
Rechtsrahmen der EU gewährt der Behörde keinen Ermessensspielraum. Die Befugnis der 
Behörde, Streitfälle in Aufsichtsfragen beizulegen, kann deshalb nicht „in Einklang mit“ dem 
Gemeinschaftsrecht stehen. Vielmehr sollte die Befugnis zur Streitbeilegung darauf gerichtet 
sein, die Einhaltung von EU-Recht zu sichern.

Änderungsantrag 367
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Haben die zuständigen Behörden 
innerhalb dieser Frist keine Einigung 
erzielt, kann die Behörde diese per 
Entscheidung dazu verpflichten, zur 
Beilegung der Angelegenheit in Einklang 
mit dem Gemeinschaftsrecht bestimmte 
Maßnahmen zu treffen oder von solchen 
abzusehen. 

3. Haben die zuständigen Behörden 
innerhalb dieser Frist keine Einigung 
erzielt, kann die Behörde diese per 
Entscheidung dazu verpflichten, zur 
Beilegung der Angelegenheit bestimmte 
Maßnahmen zu treffen oder von solchen 
abzusehen, um die Einhaltung des 
Unionsrechts zu gewährleisten. 

Or. en

Änderungsantrag 368
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Nach Absatz 3 erlassene 
Entscheidungen haben Vorrang vor allen 
von den nationalen Aufsichtsbehörden in 
gleicher Sache erlassenen früheren 
Entscheidungen.

Or. en
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Änderungsantrag 369
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Unbeschadet der Befugnisse der 
Kommission nach Artikel 226 EG-Vertrag 
kann die Behörde für den Fall, dass eine 
zuständige Behörde ihrer Entscheidung 
nicht nachkommt und somit nicht 
sicherstellt, dass ein 
Finanzmarktteilnehmer die 
Anforderungen erfüllt, die nach den in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Rechtsvorschriften unmittelbar auf ihn 
anwendbar sind, eine Einzelentscheidung 
an den betreffenden 
Finanzmarktteilnehmer richten und ihn 
so dazu verpflichten, die zur Einhaltung 
seiner Pflichten im Rahmen dieser 
Rechtsvorschriften erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, worunter auch 
die Einstellung bestimmter Praktiken 
fällt. 

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 370
Jean-Paul Gauzès

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Behörde trägt zur Förderung einer 
wirksamen und kohärenten Funktionsweise 
von Aufsichtskollegien bei und fördert die 
kohärente Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts in diesen Kollegien.

1. Das System der Aufsichtskollegien 
kann für wichtige Finanzmarktteilnehmer 
unter den im Unionsrecht bestimmten 
Bedingungen gelten. Die Behörde trägt 
gegebenenfalls zur Förderung einer 
wirksamen und kohärenten Funktionsweise 
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von Aufsichtskollegien bei und kontrolliert 
die kohärente Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts in diesen Kollegien.

Or. en

Änderungsantrag 371
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Behörde trägt zur Förderung einer 
wirksamen und kohärenten Funktionsweise 
von Aufsichtskollegien bei und fördert die 
kohärente Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts in diesen Kollegien.

1. Die Behörde trägt zur Förderung und 
Überwachung einer wirksamen, 
effizienten und kohärenten Funktionsweise 
der in den Richtlinien 2006/49/EG und 
2009/111/EG genannten 
Aufsichtskollegien bei und fördert die 
kohärente Anwendung des Unionsrechts in 
diesen Kollegien.

Or. en

Begründung

Die Aufgabe der Behörde ist es, die Kohärenz und Konvergenz von Aufsichtspraktiken in den 
Aufsichtskollegien sowie die operationelle Funktionsweise der Aufsichtskollegien EU-weit zu 
fördern, um für grenzübergreifend tätige Finanzinstitute gleiche Wettbewerbsbedingungen zu 
gewährleisten. Ihre Rolle besteht ferner darin, die Funktionsweise der Kollegien zu 
überwachen, um Unstimmigkeiten zu ermitteln. Deshalb sollte klargestellt werden, dass die 
Behörde zur Erfüllung ihrer Aufgabe je nach Notwendigkeit technische Standards, Leitlinien 
und Empfehlungen herausgeben sollte.
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Änderungsantrag 372
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 – Unterabsatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Behörde gibt gemäß den Artikeln 7 
und 8 angenommene Leitlinien und 
Empfehlungen aus, um die 
Funktionsweise der Aufsicht und die von 
den Aufsichtskollegien gewählten 
bewährten Verfahren zu harmonisieren.

Or. en

Begründung

Die Aufgabe der Behörde ist es, die Kohärenz und Konvergenz von Aufsichtspraktiken in den 
Aufsichtskollegien sowie die operationelle Funktionsweise der Aufsichtskollegien EU-weit zu 
fördern, um für grenzübergreifend tätige Finanzinstitute gleiche Wettbewerbsbedingungen zu 
gewährleisten. Ihre Rolle besteht ferner darin, die Funktionsweise der Kollegien zu 
überwachen, um Unstimmigkeiten zu ermitteln. Deshalb sollte klargestellt werden, dass die 
Behörde zur Erfüllung ihrer Aufgabe je nach Notwendigkeit technische Standards, Leitlinien 
und Empfehlungen herausgeben sollte.

Änderungsantrag 373
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Soweit sie dies für angemessen hält, 
nimmt die Behörde als Beobachterin an 
den Aufsichtskollegien teil. Für die 
Zwecke dieser Teilnahme wird sie als 
'zuständige Behörde' im Sinne der 
einschlägigen Rechtsvorschriften 
betrachtet und erhält auf Verlangen alle 
einschlägigen Informationen, die auch die 
anderen Mitglieder des Kollegiums 
erhalten. 

2. Soweit sie dies für das europäische 
Interesse für angemessen hält, nimmt die 
Behörde als Beobachterin an den 
Aufsichtskollegien teil. Für die Zwecke 
dieser Teilnahme wird sie als 'zuständige 
Behörde' im Sinne der einschlägigen 
Rechtsvorschriften betrachtet und erhält 
auf Verlangen alle einschlägigen 
Informationen, die auch die anderen 
Mitglieder des Kollegiums erhalten. 
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Or. en

Änderungsantrag 374
Jean-Paul Gauzès

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Soweit sie dies für angemessen hält, 
nimmt die Behörde als Beobachterin an 
den Aufsichtskollegien teil. Für die 
Zwecke dieser Teilnahme wird sie als 
'zuständige Behörde' im Sinne der 
einschlägigen Rechtsvorschriften 
betrachtet und erhält auf Verlangen alle 
einschlägigen Informationen, die auch die 
anderen Mitglieder des Kollegiums 
erhalten. 

2. Soweit sie dies für angemessen hält, 
nimmt die Behörde als Beobachterin an 
den Aufsichtskollegien teil. Für die 
Zwecke dieser Teilnahme wird sie als 
'zuständige Behörde' im Sinne der 
einschlägigen Rechtsvorschriften 
betrachtet und erhält alle einschlägigen 
Informationen, die auch die anderen 
Mitglieder des Kollegiums erhalten. 

Or. en

Änderungsantrag 375
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Eine rechtlich verbindliche 
Vermittlerrolle sollte es der Behörde 
gestatten, Streitigkeiten zwischen den 
nationalen Aufsichtsbehörden gemäß dem 
Verfahren des Artikels 11 zu schlichten. 
Die Behörde sollte, wenn keine Einigung 
zwischen den für das grenzüberschreitend 
tätige Institut zuständigen 
Aufsichtsbehörden erzielt werden kann, 
befugt sein, Aufsichtsentscheidungen zu 
treffen, die auf das betreffende Institut 
direkt anwendbar sind.
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Or. en

Änderungsantrag 376
Corien Wortmann-Kool

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Eine rechtlich verbindliche 
Vermittlerrolle sollte es den neuen 
Behörden gestatten, Streitigkeiten 
zwischen den nationalen 
Aufsichtsbehörden gemäß dem Verfahren 
des Artikels 11 zu schlichten.

Or. en

Begründung

Die Behörde muss in der Lage sein, einen (laufenden) Streitfall zwischen zwei 
Aufsichtsbehörden nach dem Verfahren gemäß Artikel 11 zu schlichten. 

Änderungsantrag 377
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Behörde kann gemäß den Artikeln 
7 und 8 angenommene technische 
Standards, Leitlinien und Empfehlungen 
herausgeben, um die Funktionsweise der 
Aufsicht und die von den 
Aufsichtskollegien gewählten bewährten 
Verfahren zu harmonisieren.

Or. en
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Änderungsantrag 378
Antolín Sánchez Presedo, Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 12a
Weiterentwicklung der Behörde

Die Behörde entwickelt sich auf der 
Grundlage der auf europäischer und 
internationaler Ebene anerkannten 
empfehlenswerten Praktiken weiter. Dazu 
kann die Einrichtung einer neuen Ebene 
der direkten Beaufsichtigung durch die 
Behörde gehören. Um internationale 
Verwerfungen zu vermeiden und das 
europäische System der Finanzaufsicht zu 
stärken, ist die Einführung einer direkten 
Beaufsichtigung sorgfältig zu prüfen und 
abzuwägen, um der Beaufsichtigung 
großer Finanzinstitute, von denen viele 
dem Wesen nach global sind und in der 
EU agieren, einen zusätzlichen Nutzen 
hinzuzufügen. Dies gilt vor allem für alle 
großen Finanzinstitute mit 
Großkundengeschäft oder anderen 
Geschäftsbereichen, die ein Systemrisiko 
für den Binnenmarkt darstellen könnten, 
und systemrelevante Finanzinstitute, die 
auf internationaler Ebene definiert und 
angesiedelt sind. Dieser Aspekt ist im 
Zuge der ersten Überprüfung dieser 
Verordnung gemäß Artikel 66, die 
spätestens drei Jahre nach deren 
Inkrafttreten erfolgen sollte, weiter zu 
untersuchen.

Or. en
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Änderungsantrag 379
Olle Schmidt

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 12a
Die Behörde entwickelt sich auf der 
Grundlage der auf europäischer und 
internationaler Ebene anerkannten 
empfehlenswerten Praktiken weiter. Dazu 
kann die Einrichtung einer neuen Ebene 
der direkten Beaufsichtigung durch die 
Behörde gehören. Um internationale 
Verwerfungen zu vermeiden und das 
europäische System der Finanzaufsicht zu 
stärken, ist die Einführung einer direkten 
Beaufsichtigung sorgfältig zu prüfen und 
abzuwägen, um der Beaufsichtigung 
großer grenzübergreifend tätiger Banken 
und anderer Finanzinstitute, die in der 
EU agieren, einen zusätzlichen Nutzen 
hinzuzufügen. Dies gilt vor allem für 
grenzübergreifend tätige Banken, die ein 
Systemrisiko für den Binnenmarkt 
darstellen könnten, und systemrelevante 
Finanzinstitute, die auf internationaler 
Ebene definiert und angesiedelt sind. 
Dieser Aspekt ist im Zuge der ersten 
Überprüfung dieser Verordnung gemäß 
Artikel 66, die spätestens drei Jahre nach 
deren Inkrafttreten erfolgen sollte, weiter 
zu untersuchen.

Or. en

Begründung

Die neue europäische Aufsicht muss analysiert und bewertet werden, insbesondere im 
Hinblick auf die grenzübergreifend tätigen Finanzinstitute, die Systemrisiken für den 
Binnenmarkt darstellen könnten. Die Analyse sollte spätestens nach drei Jahren erfolgen.
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Änderungsantrag 380
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 12a
Beaufsichtigung von Finanzinstituten mit 

EU-Dimension
Die nationalen Behörden üben die 
Aufsicht über Finanzinstitute mit EU-
Dimension aus.
Die Behörde entwickelt in 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Ausschuss für Systemrisiken und den 
zuständigen Behörden einen 
Informationsbogen für bedeutende 
Institute, um eine ordnungsgemäße 
Handhabung ihrer Systemrisiken 
sicherzustellen.
Um zum Schutz europäischer Einleger 
beizutragen, erleichtert die Behörde eine 
bessere Koordinierung zwischen 
Einlagensicherungssystemen im gesamten 
Raum der Europäischen Union.

Or. en

Änderungsantrag 381
Sari Essayah

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die zuständigen Behörden können 
Aufgaben und Pflichten durch eine 
bilaterale Übereinkunft auf andere 
zuständige Aufsichtsbehörden delegieren. 

1. Die Mitgliedstaaten gestatten den 
zuständigen Behörden, Aufgaben und 
Pflichten vorbehaltlich der in diesem 
Artikel genannten Voraussetzungen durch 
eine bilaterale Übereinkunft auf andere 
zuständige Behörden zu delegieren. Die 
Mitgliedstaaten können spezielle 
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Regelungen festlegen, die erfüllt werden 
müssen, bevor ihre zuständigen Behörden 
solche Delegationsvereinbarungen 
schließen, und die Tragweite der 
Delegation auf das für die wirksame 
Beaufsichtigung von grenzübergreifend 
tätigen Finanzinstituten oder -gruppen 
erforderliche Maß begrenzen.

Or. en

Änderungsantrag 382
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die zuständigen Behörden können 
Aufgaben und Pflichten durch eine 
bilaterale Übereinkunft auf andere 
zuständige Aufsichtsbehörden delegieren. 

1. Die zuständigen Behörden können 
Aufgaben und Pflichten durch 
Übereinkünfte untereinander auf andere 
zuständige Aufsichtsbehörden delegieren. 

Or. en

Änderungsantrag 383
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Behörde erleichtert die Delegation 
von Aufgaben und Pflichten zwischen 
zuständigen Behörden, indem sie ermittelt, 
welche Aufgaben und Pflichten delegiert 
oder gemeinsam erfüllt werden können, 
und indem sie empfehlenswerte Praktiken 
fördert. 

2. Die Behörde erleichtert die Delegation 
von Aufgaben und Pflichten zwischen 
zuständigen Behörden, indem sie ermittelt, 
welche Aufgaben und Pflichten delegiert 
oder gemeinsam erfüllt werden können, 
indem sie empfehlenswerte Praktiken 
fördert und indem sie geeignete 
mehrseitige Rahmenbestimmungen 
aufstellt. 
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Or. en

Änderungsantrag 384
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Behörde erleichtert die Delegation 
von Aufgaben und Pflichten zwischen 
zuständigen Behörden, indem sie ermittelt, 
welche Aufgaben und Pflichten delegiert 
oder gemeinsam erfüllt werden können, 
und indem sie empfehlenswerte Praktiken 
fördert. 

2. Die Behörde fördert und erleichtert die 
Delegation von Aufgaben und Pflichten 
zwischen zuständigen Behörden, indem sie 
ermittelt, welche Aufgaben und Pflichten 
delegiert oder gemeinsam erfüllt werden 
können, und indem sie empfehlenswerte 
Praktiken fördert. 

Or. en

Änderungsantrag 385
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 2a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Delegation von Pflichten führt zu 
einer Neuzuweisung der Zuständigkeiten 
gemäß den in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Rechtsvorschriften. Das Recht 
der Behörde, auf die die Zuständigkeiten 
übertragen werden, ist maßgeblich für das 
Verfahren, die Durchsetzung und die 
verwaltungsrechtliche und gerichtliche 
Überprüfung in Bezug auf die delegierten 
Pflichten.

Or. en

Begründung

The delegation of tasks and responsibilities can be a useful tool to enhance home-host 
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cooperation by acknowledging supervisory expertise. Delegation can reduce the duplication 
of supervisory tasks and streamline the supervisory process as well as reduce the burden on 
financial institutions. Delegation can further support building trust amongst supervisors and 
developing a common supervisory culture. The provision in Directive 2006/48/EC (Article 
131) should be reinforced by a clear legal basis for the delegation of responsibilities. The 
national authority to which a responsibility was delegated, the delegate, shall be able to 
decide on a certain matter in its own name. Decisions by the delegate should be recognised by 
the delegating authority and the other competent authority as determinative within the scope 
of the delegation. Further EU legislation may be necessary to specify the principles for 
delegation of responsibilities.

Änderungsantrag 386
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 3 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Um eine angemessene Unterrichtung aller 
Betroffenen zu gewährleisten, werden alle 
von den zuständigen Behörden 
geschlossenen Delegationsvereinbarungen 
von der Behörde in geeigneter Weise 
veröffentlicht. 

Um eine angemessene Unterrichtung aller 
Betroffenen zu gewährleisten, werden alle 
von den zuständigen Behörden 
geschlossenen Delegationsvereinbarungen 
von der Behörde in geeigneter Weise 
veröffentlicht. In diesen Vereinbarungen 
wird die jeweilige Pflicht der zuständigen 
Behörde aufgeführt.

Or. en

Änderungsantrag 387
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Behörde kann den zuständigen 
Behörden in den Mitgliedstaaten die 
Aufgaben und Pflichten für die Aufsicht 
über Finanzinstitute mit EU-Dimension 
gemäß Artikel 12 zuweisen.
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Or. en

Änderungsantrag 388
Thomas Händel, Jürgen Klute

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe ba (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) sie fördert die Entstehung 
empfehlenswerter Praktiken, wie etwa 
einen effektiven und konstruktiven Dialog 
zwischen nationalen Behörden und den 
jeweiligen Akteuren einschließlich 
Verbraucher und Arbeitnehmerverbände 
im Sektor als Teil einer gemeinsamen 
Aufsichtskultur;

Or. en

Begründung

Für die Aufsichtsbehörden auf nationaler Ebene kann die Einbeziehung wichtiger Akteure wie 
Arbeitnehmer und Verbraucher in ihre Arbeit von großem Nutzen sein. In den Sektoren tätige 
Arbeitnehmer können wichtige Kenntnisse über die tatsächlichen Geschäftspraktiken der 
Unternehmen – Vergütungsstrukturen, Anreizsysteme, Qualifikationen, Arbeitsbedingungen – 
und die Auswirkungen dieser Praktiken auf das Risikoprofil des Unternehmens einbringen.

Änderungsantrag 389
Thomas Händel, Jürgen Klute

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe bb (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

bb) sie stellt sicher, dass die Behörden 
Informationen von Arbeitnehmern über 
Unternehmenspraktiken in Bezug auf 
Vergütungsstrukturen, Anreize, 
Qualifikationen und Arbeitsbedingungen 
Beachtung schenken,
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Or. en

Begründung

Für die Aufsichtsbehörden auf nationaler Ebene kann die Einbeziehung wichtiger Akteure wie 
Arbeitnehmer und Verbraucher in ihre Arbeit von großem Nutzen sein. In den Sektoren tätige 
Arbeitnehmer können wichtige Kenntnisse über die tatsächlichen Geschäftspraktiken der 
Unternehmen – Vergütungsstrukturen, Anreizsysteme, Qualifikationen, Arbeitsbedingungen – 
und die Auswirkungen dieser Praktiken auf das Risikoprofil des Unternehmens einbringen.

Änderungsantrag 390
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) sie trägt zur Entwicklung erstklassiger, 
einheitlicher Aufsichtsstandards bei, was 
auch für das Meldewesen gilt,

c) sie berät die entsprechenden 
europäischen und internationalen 
Gremien, um zur Entwicklung 
erstklassiger, einheitlicher 
Aufsichtsstandards beizutragen, was auch 
für das Meldewesen und 
Rechnungslegungsstandards gilt,

Or. en

Begründung

Die ESA sollte europäische und internationale standardsetzende Gremien beraten, wenn eine 
Harmonisierung internationaler Standards erforderlich ist, sich aber selbst nicht an der 
Entwicklung neuer Standards beteiligen, wenn diese Aufgabe bereits an ein europäisches 
oder internationales Gremium übertragen wurde.
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Änderungsantrag 391
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) sie trägt zur Entwicklung erstklassiger, 
einheitlicher Aufsichtsstandards bei, was 
auch für das Meldewesen gilt,

c) sie trägt zur Entwicklung erstklassiger, 
einheitlicher Aufsichtsstandards bei, was 
auch für Rechnungslegungsstandards und 
das Meldewesen gilt,

Or. en

Änderungsantrag 392
Thomas Händel, Jürgen Klute

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) sie trägt zur Entwicklung erstklassiger, 
einheitlicher Aufsichtsstandards bei, was 
auch für das Meldewesen gilt,

c) sie trägt zur Entwicklung erstklassiger, 
einheitlicher Aufsichtsstandards bei, was 
auch für das Meldewesen und 
Rechnungslegungsstandards gilt,

Or. en

Begründung

Für die Aufsichtsbehörden auf nationaler Ebene kann die Einbeziehung wichtiger Akteure wie 
Arbeitnehmer und Verbraucher in ihre Arbeit von großem Nutzen sein. In den Sektoren tätige 
Arbeitnehmer können wichtige Kenntnisse über die tatsächlichen Geschäftspraktiken der 
Unternehmen – Vergütungsstrukturen, Anreizsysteme, Qualifikationen, Arbeitsbedingungen – 
und die Auswirkungen dieser Praktiken auf das Risikoprofil des Unternehmens einbringen.
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Änderungsantrag 393
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) sie überprüft die Anwendung der von 
der Kommission festgelegten einschlägigen 
technischen Standards und der von ihr 
selbst ausgegebenen Leitlinien und 
Empfehlungen und schlägt gegebenenfalls 
Änderungen vor,

d) sie überprüft die Anwendung der von 
der Kommission festgelegten oder 
befürworteten einschlägigen Standards und 
der von ihr selbst ausgegebenen Leitlinien 
und Empfehlungen und schlägt 
gegebenenfalls Änderungen vor,

Or. en

Änderungsantrag 394
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Um bei den Ergebnissen der Aufsicht für 
noch größere Konvergenz zu sorgen, 
unterzieht die Behörde die Tätigkeiten der 
zuständigen Behörden in ihrer Gesamtheit 
oder in Teilen regelmäßig einer 
vergleichenden Analyse („peer review“). 
Zu diesem Zweck entwickelt die Behörde 
Methoden, die eine objektive Bewertung 
und einen objektiven Vergleich zwischen 
den überprüften Behörden ermöglichen.

1. Um bei den Ergebnissen der Aufsicht für 
noch größere Konvergenz zu sorgen, 
unterzieht die Behörde die Tätigkeiten der 
zuständigen Behörden in ihrer Gesamtheit 
oder in Teilen regelmäßig einer von ihr 
organisierten vergleichenden Analyse 
(„peer review“). Zu diesem Zweck 
entwickelt die Behörde Methoden, die eine 
objektive Bewertung und einen objektiven 
Vergleich zwischen den überprüften 
Behörden ermöglichen.

Or. en
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Änderungsantrag 395
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) die Angemessenheit der institutionellen 
Regelungen, der Ausstattung und der 
Fachkompetenz der Mitarbeiter der 
zuständigen Behörde mit besonderem 
Augenmerk auf der wirksamen 
Anwendung der in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Rechtsvorschriften und der 
Fähigkeit, auf Marktentwicklungen zu 
reagieren,

a) die Angemessenheit der Ausstattung und 
der Verwaltungsregelungen der 
zuständigen Behörde mit besonderem 
Augenmerk auf der wirksamen 
Anwendung der in Artikel 1 Absatz 2 
genannten Standards und 
Rechtsvorschriften und der Fähigkeit, auf 
Marktentwicklungen zu reagieren,

Or. en

Änderungsantrag 396
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) der Grad an Konvergenz, der bei der 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts und 
bei den Aufsichtspraktiken, einschließlich 
der nach den Artikeln 7 und 8 festgelegten 
technischen Standards, Leitlinien und 
Empfehlungen, erzielt wurde, sowie der 
Umfang, in dem mit den 
Aufsichtspraktiken die im 
Gemeinschaftsrecht gesetzten Ziele 
erreicht werden,

b) der Grad der Konvergenz, der bei der 
Anwendung des Unionsrechts und bei den 
Aufsichtspraktiken, einschließlich der nach 
den Artikeln 7 und 8 festgelegten 
Aufsichts- und Regulierungsstandards, 
Leitlinien und Empfehlungen, erzielt 
wurde, sowie der Umfang, in dem mit den 
Aufsichtspraktiken die im Unionsrecht 
gesetzten Ziele erreicht werden,

Or. en
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Änderungsantrag 397
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Ausgehend von der vergleichenden 
Analyse kann die Behörde Empfehlungen 
an die betreffenden zuständigen Behörden 
richten.

3. Ausgehend von der vergleichenden 
Analyse kann die Behörde Empfehlungen 
an die betreffenden zuständigen Behörden 
richten oder andere geeignete 
Maßnahmen diesen gegenüber ergreifen. 

Or. en

Änderungsantrag 398
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Ausgehend von der vergleichenden 
Analyse kann die Behörde Empfehlungen 
an die betreffenden zuständigen Behörden 
richten.

3. Ausgehend von der vergleichenden 
Analyse kann die Behörde Leitlinien und 
Empfehlungen an die betreffenden 
zuständigen Behörden richten.

Or. en

Begründung

Die ESA sollte nicht nur spezielle Empfehlungen abgeben, sondern auch allgemeinere 
Leitlinien herausgeben, um harmonisierte Praktiken zu fördern. In Anbetracht der rechtlichen 
Hindernisse für eine zwangsweise Harmonisierung über das in Artikel 7 bereits Vorgesehene 
hinaus sollte dies jedoch auf freiwilliger Basis geschehen.
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Änderungsantrag 399
Corien Wortmann-Kool

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 – Absatz 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Behörde macht das Ergebnis 
vergleichender Analysen und die 
empfehlenswerten Praktiken, die diesen 
vergleichenden Analysen entnommen 
werden können, öffentlich zugänglich. 

Or. en

Begründung

Das Ergebnis vergleichender Analysen und die empfehlenswerten Praktiken, die diesen 
vergleichenden Analysen entnommen werden können, sollten öffentlich zugänglich gemacht 
werden, um die Transparenz zu fördern.

Änderungsantrag 400
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 2 – einleitender Teil

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Behörde fördert ein abgestimmtes 
Vorgehen auf Gemeinschaftsebene, indem 
sie unter anderem

Die Behörde fördert ein abgestimmtes 
Vorgehen auf Unionsebene, indem sie 
unter anderem

Or. en
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Änderungsantrag 401
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 2 – Punkt 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) in Zeiten der finanziellen Instabilität 
und in Krisensituationen alle 
erforderlichen Maßnahmen trifft, um 
möglichst schnell und automatisch ein 
gemeinsames Vorgehen der jeweils 
zuständigen nationalen 
Aufsichtsbehörden zu erreichen,

Or. en

Änderungsantrag 402
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 2 – Punkt 4a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) in Zeiten der finanziellen Instabilität 
und in Krisensituationen alle 
erforderlichen Maßnahmen trifft, um die 
Koordinierung der von den jeweils 
zuständigen nationalen 
Aufsichtsbehörden getroffenen 
Maßnahmen zu erleichtern,

Or. en
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Änderungsantrag 403
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 2 – Punkt 4a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) die Koordinierung der von den 
jeweils zuständigen nationalen 
Aufsichtsbehörden erleichtert.

Or. en

Änderungsantrag 404
Thomas Händel, Jürgen Klute

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 – einleitender Teil

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In Zusammenarbeit mit dem ESRB initiiert 
und koordiniert die Behörde insbesondere 
gemeinschaftsweite Bewertungen der 
Widerstandsfähigkeit wichtiger 
Finanzmarktteilnehmer bei ungünstigen 
Marktentwicklungen. Zu diesem Zweck 
entwickelt sie für die zuständigen 
Behörden

In Zusammenarbeit mit dem ESRB initiiert 
und koordiniert die Behörde insbesondere 
unionsweite Bewertungen der 
Widerstandsfähigkeit wichtiger 
Finanzmarktteilnehmer bei ungünstigen 
Marktentwicklungen und der Risiken, die 
sich aus den Merkmalen von 
Finanzprodukten und aus 
Vertriebsprozessen ergeben. Zu diesem 
Zweck entwickelt sie für die zuständigen 
Behörden

Or. en

Begründung

The amendment is in line with EU initiatives to prevent mis-selling in the field of lending as 
well as achieve investor’s protection in the field of investing (Key Information Document for 
UCITS funds, pre-sales information and sales process in Packaged Retail Investment 
Products. Product characteristics and distribution processes are relevant both from the point 
of view of systemic risk prevention and customer protection. It is important to have a clear 
commitment to include them explicitly in the scope of art 17, assumed to fall under the 
general heading of “adverse market developments”.
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Änderungsantrag 405
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 – einleitender Teil

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In Zusammenarbeit mit dem ESRB initiiert 
und koordiniert die Behörde insbesondere 
gemeinschaftsweite Bewertungen der 
Widerstandsfähigkeit wichtiger 
Finanzmarktteilnehmer bei ungünstigen 
Marktentwicklungen. Zu diesem Zweck 
entwickelt sie für die zuständigen 
Behörden

Die Behörde nimmt in ihrer Analyse auch 
eine wirtschaftliche Analyse der Märkte 
für Versicherungen und die betriebliche 
Altersversorgung sowie der 
Auswirkungen möglicher 
Marktentwicklungen darauf vor. In 
Zusammenarbeit mit dem ESRB initiiert 
und koordiniert die Behörde insbesondere 
unionsweite Bewertungen der 
Widerstandsfähigkeit wichtiger 
Finanzmarktteilnehmer bei ungünstigen 
Marktentwicklungen. Zu diesem Zweck 
entwickelt sie für die zuständigen 
Behörden

Or. en

Begründung

Die Nutzung der wirtschaftlichen Analyse ermöglicht der ESA, sachkundigere 
Entscheidungen über die Auswirkungen ihrer Maßnahmen auf den allgemeineren Markt 
sowie die Auswirkungen des allgemeineren Markts auf ihre Maßnahmen zu treffen. Dies 
entspricht empfehlenswerten Praktiken in den Mitgliedstaaten.

Änderungsantrag 406
Thomas Händel, Jürgen Klute

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 – Buchstabe aa (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) gemeinsame Methoden zur Bewertung 
der Auswirkungen von 
Produktmerkmalen und 
Vertriebsprozessen auf die Finanzlage 
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eines Instituts und auf den 
Verbraucherschutz,

Or. en

Begründung

The amendment is in line with EU initiatives to prevent mis-selling in the field of lending as 
well as achieve investor’s protection in the field of investing (Key Information Document for 
UCITS funds, pre-sales information and sales process in Packaged Retail Investment 
Products. Product characteristics and distribution processes are relevant both from the point 
of view of systemic risk prevention and customer protection. It is important to have a clear 
commitment to include them explicitly in the scope of art 17, assumed to fall under the 
general heading of “adverse market developments”.

Änderungsantrag 407
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 17 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Behörde sorgt durch enge 
Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die betriebliche 
Altersversorgung und der Europäischen 
Bankaufsichtsbehörde für eine 
angemessene Abdeckung 
sektorübergreifender Entwicklungen, 
Risiken und Schwachstellen.

3. Die Behörde sorgt durch enge 
Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Aufsichtsbehörde (Versicherungswesen 
und betriebliche Altersversorgung) und der 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Banken) 
über die Europäische Aufsichtsbehörde 
(Gemeinsamer Beratender Ausschuss) für 
eine angemessene Abdeckung 
sektorübergreifender Entwicklungen, 
Risiken und Schwachstellen.

Or. en

Begründung

Es muss eindeutig festgelegt sein, dass der Gemeinsame Ausschuss die Hauptrolle bei der 
Koordinierung innerhalb der ESA spielt.
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Änderungsantrag 408
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 1a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Behörde vertritt die Europäische 
Union in allen internationalen Foren für 
die Regulierung und Beaufsichtigung der 
Institutionen, die unter die in Artikel 1 
Absatz 2 erwähnten rechtlichen 
Regelungen fallen. Zuständige nationale 
Behörden können weiterhin Beiträge zu 
solchen Foren leisten, sofern sie 
nationale Fragen und Fragen betreffen, 
die für ihre eigenen Funktionen und 
Zuständigkeiten nach Unionsrecht von 
Belang sind.

Or. en

Änderungsantrag 409
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Unbeschadet der Zuständigkeiten der 
Organe der Gemeinschaft kann die 
Behörde Kontakte zu Aufsichtsbehörden 
aus Drittländern knüpfen. Sie kann mit 
internationalen Organisationen und 
Behörden aus Drittländern 
Verwaltungsvereinbarungen schließen.

Die Behörde knüpft Kontakte zu 
Aufsichtsbehörden aus Drittländern. Sie 
kann mit internationalen Organisationen 
und Behörden aus Drittländern 
Verwaltungsvereinbarungen schließen.

Or. en

Änderungsantrag 410
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
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Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 1a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Behörde trägt zur Vertretung der 
Europäischen Union in allen 
internationalen Foren für die 
Regulierung und Beaufsichtigung der 
Institutionen bei, die unter die in Artikel 1 
Absatz 2 erwähnten rechtlichen 
Regelungen fallen.

Or. en

Änderungsantrag 411
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 2a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission erlässt gemäß den 
Artikeln 7a bis 7d delegierte Rechtsakte 
zur Feststellung der Gleichwertigkeit 
gemäß Absatz 2.

Or. en

Änderungsantrag 412
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 2a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In ihrem Bericht kann die Behörde die 
administrativen Vorkehrungen und die 
mit internationalen Organisationen oder 
Verwaltungsbehörden in Drittländern 
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vereinbarten Entscheidungen über die 
Gleichwertigkeit darlegen.

Or. en

Änderungsantrag 413
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 18 – Absatz 2b (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Unbeschadet der Rechte nationaler 
Aufsichtsbehörden kann die Behörde an 
allen internationalen Foren für die 
Regulierung und Beaufsichtigung der in 
Artikel 1 Absatz 2 genannten 
Institutionen teilnehmen.

Or. en

Änderungsantrag 414
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 2 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Im Hinblick auf die aufsichtsrechtliche 
Beurteilung von Zusammenschlüssen und 
Übernahmen im Anwendungsbereich der 
Richtlinie 2007/44/EG kann die Behörde 
von sich aus oder auf Antrag einer der 
zuständigen Behörden zu einer von einer 
mitgliedstaatlichen Behörde 
durchzuführenden Beurteilung Stellung 
nehmen und diese Stellungnahme 
veröffentlichen. Es gilt Artikel 20. 

2. Im Hinblick auf die aufsichtsrechtliche 
Beurteilung von Zusammenschlüssen und 
Übernahmen im Anwendungsbereich der 
Richtlinie 2007/44/EG kann die Behörde 
von sich aus oder auf Antrag einer der 
zuständigen Behörden die Beurteilungen 
überwachen und Hinweise geben, um 
Effizienz und gleiche 
Wettbewerbsbedingungen zu erreichen, 
sowie zu einer von einer 
mitgliedstaatlichen Behörde 
durchzuführenden Beurteilung Stellung 
nehmen und diese Stellungnahme 
veröffentlichen. Es gilt Artikel 20. 



AM\809369DE.doc 67/96 PE439.919v01-00

DE

Or. en

Änderungsantrag 415
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die zuständigen Behörden und andere 
Behörden der Mitgliedstaaten stellen der 
Behörde auf Verlangen alle Informationen 
zur Verfügung, die sie zur Wahrnehmung 
der ihr durch diese Verordnung 
übertragenen Aufgaben benötigt.

1. Die zuständigen Behörden und andere 
Behörden der Mitgliedstaaten stellen der 
Behörde auf Verlangen alle Informationen 
zur Verfügung, die sie zur Wahrnehmung 
der ihr durch diese Verordnung 
übertragenen Aufgaben benötigt, 
vorausgesetzt der Adressat hat 
rechtmäßigen Zugang zu den 
einschlägigen Daten und das 
Informationsverlangen steht in einem 
angemessenen Verhältnis zur Art der 
betreffenden Aufgabe.

Or. en

Änderungsantrag 416
Sari Essayah

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die zuständigen Behörden und andere 
Behörden der Mitgliedstaaten stellen der 
Behörde auf Verlangen alle Informationen 
zur Verfügung, die sie zur Wahrnehmung 
der ihr durch diese Verordnung 
übertragenen Aufgaben benötigt.

1. Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten stellen der Behörde auf 
Verlangen alle Informationen zur 
Verfügung, die sie zur Wahrnehmung der 
ihr durch diese Verordnung übertragenen 
Aufgaben benötigt.

Or. en
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Änderungsantrag 417
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Behörde kann ebenfalls verlangen, 
dass ihr diese Informationen in 
regelmäßigen Abständen zur Verfügung 
gestellt werden.

Die Behörde kann ebenfalls verlangen, 
dass ihr diese Informationen in 
regelmäßigen Abständen zur Verfügung 
gestellt werden, sofern die zuständige 
Behörde über solche Informationen 
verfügt. Wenn die zuständigen Behörden 
solche Informationen nicht sammeln, 
sollte die Behörde Vorkehrungen für ein 
solches Verlangen treffen, indem sie die 
entsprechenden Anforderungen für die 
Berichterstattung auf der Grundlage der 
technischen Standards nach Artikel 7 
ändert.

Or. en

Änderungsantrag 418
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Behörde kann ebenfalls verlangen, 
dass ihr diese Informationen in 
regelmäßigen Abständen zur Verfügung 
gestellt werden.

Die Behörde kann ebenfalls verlangen, 
dass ihr diese Informationen in 
regelmäßigen Abständen zur Verfügung 
gestellt werden. Bei den entsprechenden 
Aufforderungen werden gemeinsame 
Formate für die Berichterstattung 
vorgegeben, denen gegebenenfalls auf 
konsolidierter Basis nachzukommen ist.

Or. en
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Änderungsantrag 419
Sari Essayah

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Stehen diese Informationen nicht zur 
Verfügung oder werden von den 
zuständigen Behörden und anderen 
Behörden der Mitgliedstaaten nicht 
rechtzeitig übermittelt, kann die Behörde 
sie unter Nennung der Gründe direkt bei 
den betreffenden 
Finanzmarktteilnehmern und anderen 
Parteien anfordern. Sie setzt die jeweils 
zuständigen Behörden darüber in 
Kenntnis.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 420
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Stehen diese Informationen nicht zur 
Verfügung oder werden von den 
zuständigen Behörden und anderen 
Behörden der Mitgliedstaaten nicht 
rechtzeitig übermittelt, kann die Behörde 
sie unter Nennung der Gründe direkt bei 
den betreffenden Finanzmarktteilnehmern 
und anderen Parteien anfordern. Sie setzt 
die jeweils zuständigen Behörden darüber 
in Kenntnis.

2. Stehen diese Informationen nicht zur 
Verfügung oder werden von den 
zuständigen Behörden und anderen 
Behörden der Mitgliedstaaten nicht 
rechtzeitig übermittelt, kann die Behörde 
sie unter Nennung der Gründe direkt bei 
den betreffenden Finanzmarktteilnehmern 
und anderen Parteien anfordern, 
vorausgesetzt die Kosten für die 
Übermittlung dieser Informationen an die 
Behörde stehen im Verhältnis zur Art der 
Informationen. Sie setzt die jeweils 
zuständigen Behörden darüber in Kenntnis.

Or. en
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Änderungsantrag 421
Sari Essayah

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die zuständigen Behörden und anderen 
Behörden der Mitgliedstaaten 
unterstützen die Behörde auf Verlangen 
bei der Sammlung dieser Informationen.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 422
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 3a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Auf Antrag einer nationalen 
Aufsichtsbehörde eines Mitgliedstaats legt 
die Behörde sämtliche Informationen vor, 
die erforderlich sind, damit die nationale 
Behörde ihre Aufgaben erfüllen kann, 
sofern die betreffende nationale Behörde 
angemessene Vorkehrungen zur 
Wahrung der Vertraulichkeit getroffen 
hat.

Or. en

Begründung

Der Informationsfluss zwischen einer nationalen Behörde und der ESA sollte in beide 
Richtungen verlaufen, d. h. die nationale Behörde sollte auch Informationen von der ESA 
anfordern können.
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Änderungsantrag 423
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 20 – Absatz 3a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Auf Antrag einer nationalen 
Aufsichtsbehörde eines Mitgliedstaats legt 
die Behörde sämtliche Informationen vor, 
die erforderlich sind, damit die nationale 
Behörde ihre Aufgaben erfüllen kann, 
sofern die betreffende nationale Behörde 
angemessene Vorkehrungen zur 
Wahrung der Vertraulichkeit getroffen 
hat.

Or. en

Änderungsantrag 424
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Behörde arbeitet eng mit dem ESRB 
zusammen. Sie liefert dem ESRB 
regelmäßig aktuelle Informationen, die 
dieser zur Erfüllung seiner Aufgaben 
benötigt. Alle Angaben, die der ESRB zur 
Erfüllung seiner Aufgaben benötigt und die 
nicht in zusammengefasster oder 
kollektiver Form vorliegen, sind dem 
ESRB gemäß Artikel [15] der Verordnung 
(EG) Nr. …./… [ESRB] auf begründeten 
Antrag hin unverzüglich vorzulegen.

2. Die Behörde arbeitet eng mit dem ESRB 
zusammen. Sie liefert dem ESRB 
regelmäßig aktuelle Informationen, die 
dieser zur Erfüllung seiner Aufgaben 
benötigt. Alle Angaben, die der ESRB zur 
Erfüllung seiner Aufgaben benötigt und die 
nicht in zusammengefasster oder 
kollektiver Form vorliegen, sind dem 
ESRB gemäß Artikel [15] der Verordnung 
(EU) Nr. …./… [ESRB] auf begründeten 
Antrag hin unverzüglich vorzulegen. Die 
Behörde entwickelt ein angemessenes 
Protokoll für die Offenlegung 
vertraulicher Informationen betreffend 
einzelne Finanzinstitute.

Or. en
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Änderungsantrag 425
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 21 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Behörde arbeitet eng mit dem ESRB 
zusammen. Sie liefert dem ESRB 
regelmäßig aktuelle Informationen, die 
dieser zur Erfüllung seiner Aufgaben 
benötigt. Alle Angaben, die der ESRB zur 
Erfüllung seiner Aufgaben benötigt und die 
nicht in zusammengefasster oder 
kollektiver Form vorliegen, sind dem 
ESRB gemäß Artikel [15] der Verordnung 
(EG) Nr. …./… [ESRB] auf begründeten 
Antrag hin unverzüglich vorzulegen.

2. Die Behörde arbeitet eng mit dem ESRB 
zusammen. Sie liefert dem ESRB 
regelmäßig aktuelle Informationen, die 
dieser zur Erfüllung seiner Aufgaben 
benötigt. Alle Angaben, die der ESRB zur 
Erfüllung seiner Aufgaben benötigt und die 
nicht in zusammengefasster oder 
kollektiver Form vorliegen, sind dem 
ESRB gemäß Artikel [15] der Verordnung 
(EU) Nr. …./… [ESRB] auf begründeten 
Antrag hin unverzüglich vorzulegen. Die 
Behörde entwickelt ein angemessenes 
Protokoll für die Offenlegung 
vertraulicher Informationen betreffend 
einzelne Finanzinstitute.

Or. en

Änderungsantrag 426
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Zur Konsultation der Akteure in 
Bereichen, die für die Aufgaben der 
Behörde relevant sind, wird eine 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte eingesetzt.

1. Zur Konsultation der Akteure in 
Bereichen, die für die Aufgaben der 
Behörde relevant sind, wird eine 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte eingesetzt. Die 
Interessengruppe ist zu allen relevanten 
Entscheidungen und Maßnahmen der 
Behörde zu konsultieren. Ist im 
Dringlichkeitsfalle eine umgehende 
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Konsultation nicht möglich, ist die 
Interessengruppe möglichst rasch über 
die Entscheidung zu unterrichten.

Or. en

Änderungsantrag 427
Gianni Pittella, Pervenche Berès

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Zur Konsultation der Akteure in 
Bereichen, die für die Aufgaben der 
Behörde relevant sind, wird eine 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte eingesetzt.

1. Zur Konsultation der Akteure in 
Bereichen, die für die Aufgaben der 
Behörde relevant sind, wird eine 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte eingesetzt. Die 
Interessengruppe ist zu allen wichtigen 
Entscheidungen und Maßnahmen der 
Behörde und insbesondere zu allen 
Entscheidungen, die dem Aufsichtsorgan 
übermittelt oder von diesem getroffen 
werden, zu konsultieren.

Or. en

Begründung

Artikel 22 enthält keine konkreten Festlegungen zur Konsultation der Gruppe. Die derzeitige 
Praxis des CESR-Konsultationsforums für Marktteilnehmer, das nicht zu allen wichtigen 
Ausschussentscheidungen ordnungsgemäß konsultiert wird, muss vermieden werden.

Änderungsantrag 428
Kay Swinburne, Ivo Strejček

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Zur Konsultation der Akteure in 
Bereichen, die für die Aufgaben der 

1. Zur Erleichterung der Konsultation der 
Akteure in Bereichen, die für die Aufgaben 
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Behörde relevant sind, wird eine 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte eingesetzt.

der Behörde relevant sind, wird eine 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte eingesetzt.

Or. en

Änderungsantrag 429
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der 
Gemeinschaft, deren Beschäftigte sowie 
Verbraucher, Anleger und Nutzer von 
Finanzdienstleistungen vertreten.

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die 
Finanzmarktteilnehmer aus der EU, deren 
Beschäftigte sowie Verbraucher, Anleger 
und Nutzer von Finanzdienstleistungen 
vertreten. Die Interessengruppe 
Wertpapiere und Wertpapiermärkte setzt 
sich aus mindestens zehn Vertretern der 
Verbraucher und der Nutzer wie Anleger, 
fünf Vertretern der Beschäftigten, fünf 
unabhängigen hochrangigen 
Wissenschaftlern und höchstens zehn 
Vertretern der Organisationen der 
beaufsichtigten Institutionen zusammen.

Or. en

Änderungsantrag 430
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen. Höchstens 15 
Mitglieder sind Vertreter von 
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Finanzmarktteilnehmer aus der 
Gemeinschaft, deren Beschäftigte sowie 
Verbraucher, Anleger und Nutzer von 
Finanzdienstleistungen vertreten.

Finanzmarktteilnehmern. Mindestens 
fünf Mitglieder sind Vertreter von KMU, 
der Beschäftigten (wie Gewerkschaften) 
und der Verbraucher, Anleger und Nutzer 
von Finanzdienstleistungen. Mindestens 
fünf Mitglieder sind unabhängige 
hochrangige Wissenschaftler.

Or. en

Begründung

In Anbetracht des komplexen und sektorspezifischen Charakters eines Teils der Beratung, die 
von der Interessengruppe erwartet wird, ist es zweckmäßig sicherzustellen, dass der Sektor 
angemessen vertreten ist. Allerdings sollte er höchstens die Hälfte der Mitglieder stellen. Um 
zusätzlich unabhängiges Fachwissen einfließen zu lassen, sollten auch Wissenschaftler zur 
Gruppe gehören.

Änderungsantrag 431
Gianni Pittella, Pervenche Berès

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der 
Gemeinschaft, deren Beschäftigte sowie 
Verbraucher, Anleger und Nutzer von 
Finanzdienstleistungen vertreten.

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die 
Finanzmarktteilnehmer der EU, deren 
Beschäftigte sowie Verbraucher, Anleger 
und Nutzer von Finanzdienstleistungen 
vertreten. Keine Interessenvertreter in der 
Gruppe verfügen über eine allgemeine 
Mehrheit. Jede Teilgruppe von 
Interessenvertretern besteht aus der 
gleichen Anzahl von Vertretern. 
Mindestens fünf Sitze in der 
Interessengruppe sind 
Verbrauchervertretern vorbehalten.

Or. en
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Begründung

Die Formulierung „in ausgewogenem Verhältnis“ ist nicht eindeutig. Die 
Interessenvertretung innerhalb der Interessengruppe sollte nicht die Verhältnisse 
widerspiegeln, wie sie in den meisten früheren und derzeitigen Interessen- und 
Expertengruppen der Gemeinschaft bestehen, in denen der Sektor deutlich stärker vertreten 
ist als die anderen Interessengruppen. Deshalb muss jede Teilgruppe von Interessenvertretern 
die gleiche Anzahl von Vertretern aufweisen. Eine kontinuierliche Konsultation der 
Interessengruppe ist zu gewährleisten, was mit zwei Zusammenkünften pro Jahr nicht sicher 
möglich ist.

Änderungsantrag 432
Markus Ferber

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der 
Gemeinschaft, deren Beschäftigte sowie 
Verbraucher, Anleger und Nutzer von 
Finanzdienstleistungen vertreten.

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der Union und 
Nutzer von Finanzdienstleistungen 
vertreten. Mindestens fünf der Mitglieder 
sind unabhängige hochrangige 
Wissenschaftler.

Or. en

Begründung

Die Gruppe unterstützt die zuständige Behörde durch technische Beratung und sollte alle 
Akteure vertreten. Da sowohl Verbraucher als auch Anleger Nutzer von 
Finanzdienstleistungen sind, besteht keine Notwendigkeit, diese Gruppen ausdrücklich zu 
nennen. Beschäftigte sind von Aufsichtsmaßnahmen nicht betroffen.
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Änderungsantrag 433
Thomas Mann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der 
Gemeinschaft, deren Beschäftigte sowie 
Verbraucher, Anleger und Nutzer von 
Finanzdienstleistungen vertreten.

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der EU und 
Nutzer von Finanzdienstleistungen 
vertreten. Mindestens fünf der Mitglieder 
sind unabhängige hochrangige 
Wissenschaftler.

Or. en

Änderungsantrag 434
Thomas Händel, Jürgen Klute

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der 
Gemeinschaft, deren Beschäftigte sowie 
Verbraucher, Anleger und Nutzer von 
Finanzdienstleistungen vertreten.

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der EU, deren 
Beschäftigte sowie Verbraucher, Anleger 
und Nutzer von Finanzdienstleistungen 
vertreten. Keine Interessenvertretung in 
der Gruppe hat eine stärkere Position 
inne als die anderen.

Or. en

Begründung

Eine ordnungsgemäße und gerechte Arbeitsweise der Interessengruppe sollte in jeder 
Hinsicht gewährleistet sein. Die Formulierung „in ausgewogenem Verhältnis“ muss 
konkretisiert werden. Eine kontinuierliche Konsultation der Interessengruppe ist zu 
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gewährleisten, was mit zwei Zusammenkünften pro Jahr nicht sicher möglich ist. 

Änderungsantrag 435
Thijs Berman

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der 
Gemeinschaft, deren Beschäftigte sowie 
Verbraucher, Anleger und Nutzer von 
Finanzdienstleistungen vertreten.

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der EU, 
Gewerkschaftsvertreter sowie Vertreter 
von Verbraucherorganisationen, Anleger 
und Nutzer von Finanzdienstleistungen 
vertreten.

Or. en

Begründung

Gewerkschaften und Verbraucherverbände sind organisierte Vertreter von Beschäftigten und 
Verbrauchern. Wegen ihrer genauen Kenntnis der sektorübergreifenden Aktivitäten sind sie 
am besten in der Lage, die Interessen von Beschäftigten und Verbrauchern in der 
Interessengruppe zu vertreten.

Änderungsantrag 436
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der 
Gemeinschaft, deren Beschäftigte sowie 

2. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte setzt sich aus 30 
Mitgliedern zusammen, die in 
ausgewogenem Verhältnis 
Finanzmarktteilnehmer aus der Union, 
deren Beschäftigte sowie Verbraucher, 
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Verbraucher, Anleger und Nutzer von 
Finanzdienstleistungen vertreten.

Anleger und Nutzer von 
Finanzdienstleistungen vertreten.

Or. en

Änderungsantrag 437
Thomas Mann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Gruppe kann Arbeitsgruppen zu 
technischen Fragen einrichten, in die 
auch weitere Sachverständige berufen 
werden können, um sicherzustellen, dass 
das notwendige technische Fachwissen 
zur Verfügung steht.

Or. en

Änderungsantrag 438
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Mindestens fünf der Mitglieder sind 
unabhängige hochrangige 
Wissenschaftler.

Or. en
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Änderungsantrag 439
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 1b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Anzahl der Mitglieder, die 
professionelle Marktteilnehmer 
einschließlich ihrer Beschäftigten 
vertreten, beträgt höchstens 15. 
Mindestens fünf von ihnen müssen 
Vertreter der Beschäftigten sein.

Or. en

Änderungsantrag 440
Gianni Pittella, Pervenche Berès

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte tritt mindestens zweimal 
jährlich zusammen.

Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte tritt mindestens viermal 
jährlich zusammen.

Or. en

Begründung

Die Formulierung „in ausgewogenem Verhältnis“ ist nicht eindeutig. Die 
Interessenvertretung innerhalb der Interessengruppe sollte nicht die Verhältnisse 
widerspiegeln, wie sie in den meisten früheren und derzeitigen Interessen- und 
Expertengruppen der Gemeinschaft bestehen, in denen der Sektor deutlich stärker vertreten 
ist als die anderen Interessengruppen. Deshalb muss jede Teilgruppe von Interessenvertretern 
die gleiche Anzahl von Vertretern aufweisen. Eine kontinuierliche Konsultation der 
Interessengruppe ist zu gewährleisten, was mit zwei Zusammenkünften pro Jahr nicht sicher 
möglich ist.
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Änderungsantrag 441
Thomas Händel, Jürgen Klute

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte tritt mindestens zweimal 
jährlich zusammen.

Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte tritt mindestens viermal 
jährlich zusammen.

Or. en

Begründung

Eine ordnungsgemäße und gerechte Arbeitsweise der Interessengruppe sollte in jeder 
Hinsicht gewährleistet sein. Die Formulierung „in ausgewogenem Verhältnis“ muss 
konkretisiert werden. Eine kontinuierliche Konsultation der Interessengruppe ist zu 
gewährleisten, was mit zwei Zusammenkünften pro Jahr nicht sicher möglich ist.

Änderungsantrag 442
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte tritt mindestens zweimal 
jährlich zusammen.

Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte tritt mindestens viermal 
jährlich zusammen.

Or. en
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Änderungsantrag 443
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 2 - Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte tritt mindestens zweimal 
jährlich zusammen.

Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte tritt vierteljährlich 
zusammen.

Or. en

Änderungsantrag 444
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 3 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Mitglieder der Interessengruppe 
Wertpapiere und Wertpapiermärkte werden 
auf Vorschlag der jeweiligen Akteure vom 
Aufsichtsorgan der Behörde ernannt.

3. Die Mitglieder der Interessengruppe 
Wertpapiere und Wertpapiermärkte werden 
auf Vorschlag der jeweiligen Akteure vom 
Aufsichtsorgan der Behörde ernannt. Die 
Interessengruppen sind effektiv an der 
Auswahl ihrer jeweiligen Vertreter zu 
beteiligen.

Or. en

Begründung

Es muss sichergestellt sein, dass die Interessengruppe so arbeitet, dass in der Praxis alle ihr 
angehörenden Interessenvertreter über die gleichen Bedingungen und Möglichkeiten 
verfügen, um zur Arbeit beizutragen. Deshalb dürfen die Interessenvertreter nicht nur von den 
Ressourcen der Organisationen abhängig sein, die sie vertreten, da dies beträchtliche 
quantitative und qualitative Unausgewogenheiten in der Arbeit, die die verschiedenen 
Vertreter tatsächlich ausführen können, zur Folge hätte. Dies gilt für Vertreter von 
Beschäftigten im Sektor, Verbrauchern, KMU und anderen. 
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Änderungsantrag 445
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 3 - Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei seiner Entscheidung sorgt das 
Aufsichtsorgan in Bezug auf die 
geographische Verteilung und Vertretung 
der Akteure soweit wie möglich für ein 
ausgewogenes Verhältnis in der 
Gemeinschaft.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 446
Pervenche Berès

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 3 - Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei seiner Entscheidung sorgt das 
Aufsichtsorgan in Bezug auf die 
geographische Verteilung und Vertretung 
der Akteure soweit wie möglich für ein 
ausgewogenes Verhältnis in der 
Gemeinschaft.

Bei seiner Entscheidung sorgt das 
Aufsichtsorgan dafür, dass alle Mitglieder, 
die keine professionellen Marktteilnehmer 
oder deren Beschäftigte vertreten, alle 
potenziellen Interessenskonflikte 
offenlegen. Es sorgt ferner in Bezug auf 
die geographische Verteilung und 
Vertretung der Akteure soweit wie möglich 
für ein ausgewogenes Verhältnis in der 
Union.

Or. en

Begründung

Es muss sichergestellt sein, dass die Interessengruppe so arbeitet, dass in der Praxis alle ihr 
angehörenden Interessenvertreter über die gleichen Bedingungen und Möglichkeiten 
verfügen, um zur Arbeit beizutragen. Deshalb dürfen die Interessenvertreter nicht nur von den 
Ressourcen der Organisationen abhängig sein, die sie vertreten, da dies beträchtliche 
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quantitative und qualitative Unausgewogenheiten in der Arbeit, die die verschiedenen 
Vertreter tatsächlich ausführen können, zur Folge hätte. Dies gilt für Vertreter von 
Beschäftigten im Sektor, Verbrauchern, KMU und anderen. 

Der Zugang zu Informationen ist von maßgeblicher Bedeutung.

Änderungsantrag 447
Antolín Sánchez Presedo

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 3 - Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei seiner Entscheidung sorgt das 
Aufsichtsorgan in Bezug auf die 
geographische Verteilung und Vertretung 
der Akteure soweit wie möglich für ein 
ausgewogenes Verhältnis in der 
Gemeinschaft.

Bei seiner Entscheidung sorgt das 
Aufsichtsorgan in Bezug auf die 
geographische und geschlechtsbezogene 
Verteilung und Vertretung der Akteure 
soweit wie möglich für ein ausgewogenes 
Verhältnis in der Union.

Or. en

Änderungsantrag 448
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 3 - Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Behörde sorgt dafür, dass die 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte angemessene 
Unterstützung für die Abwicklung der 
Sekretariatsgeschäfte erhält.

Die Behörde sorgt dafür, dass die 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte angemessene 
Unterstützung für die Abwicklung der 
Sekretariatsgeschäfte erhält und diejenigen 
Mitglieder, die ohne Erstattung nicht 
teilnehmen könnten, eine angemessene 
Erstattung der Reise- und 
Aufenthaltskosten sowie eine Zulage für 
die Teilnahme erhalten. Im EU-
Haushaltsplan sind zudem ausreichende 
Mittel für ein Kompetenzzentrum 
vorzusehen, in dem professionelle 
Sachverständige für die Regulierung und 
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Beaufsichtigung von 
Finanzdienstleistungen ausschließlich 
technische Beratung für die kaufseitigen 
Anleger-, KMU- und 
Verbraucherorganisationen auf der 
Käuferseite leisten können, um deren 
Zuarbeit zu den Beratungsgruppen der 
Akteure zu unterstützen.

Or. en

Änderungsantrag 449
Pervenche Berès

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 3 - Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Behörde sorgt dafür, dass die 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte angemessene 
Unterstützung für die Abwicklung der 
Sekretariatsgeschäfte erhält.

Die Behörde sorgt dafür, dass die 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte Zugang zu allen 
Informationen und angemessene 
Unterstützung für die Abwicklung der 
Sekretariatsgeschäfte erhält. 
Nichtprofessionelle Mitglieder sind für 
ihre Arbeit ausreichend zu entschädigen.

Or. en

Begründung

Es muss sichergestellt sein, dass die Interessengruppe so arbeitet, dass in der Praxis alle ihr 
angehörenden Interessenvertreter über die gleichen Bedingungen und Möglichkeiten 
verfügen, um zur Arbeit beizutragen. Deshalb dürfen die Interessenvertreter nicht nur von den 
Ressourcen der Organisationen abhängig sein, die sie vertreten, da dies beträchtliche 
quantitative und qualitative Unausgewogenheiten in der Arbeit, die die verschiedenen 
Vertreter tatsächlich ausführen können, zur Folge hätte. Dies gilt für Vertreter von 
Beschäftigten im Sektor, Verbrauchern, KMU und anderen. 

Der Zugang zu Informationen ist von maßgeblicher Bedeutung.
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Änderungsantrag 450
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 3 – Unterabsatz 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Den Mitgliedern der Interessengruppe 
Wertpapiere und Wertpapiermärkte, die 
gemeinnützige Organisationen vertreten, 
ist ein Budget zuzuteilen. Dieses Budget 
ist vom Aufsichtsorgan zu genehmigen 
und muss groß genug sein, um Ausgaben 
im Zusammenhang mit der Organisation 
von und der Teilnahme an 
Vorbereitungssitzungen und in Auftrag 
gegebenen externen Untersuchungen und 
Stellungnahmen abzudecken.

Or. en

Begründung

Es muss sichergestellt sein, dass die Interessengruppe so arbeitet, dass in der Praxis alle ihr 
angehörenden Interessenvertreter über die gleichen Bedingungen und Möglichkeiten 
verfügen, um zur Arbeit beizutragen. Deshalb dürfen die Interessenvertreter nicht nur von den 
Ressourcen der Organisationen abhängig sein, die sie vertreten, da dies beträchtliche 
quantitative und qualitative Unausgewogenheiten in der Arbeit, die die verschiedenen 
Vertreter tatsächlich ausführen können, zur Folge hätte. Dies gilt für Vertreter von 
Beschäftigten im Sektor, Verbrauchern, KMU und anderen.

Änderungsantrag 451
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 3 - Unterabsatz 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Für Mitglieder der Interessengruppe, die 
gemeinnützige Organisationen vertreten, 
wird eine angemessene finanzielle 
Entschädigung festgelegt.
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Or. en

Änderungsantrag 452
Thomas Händel, Jürgen Klute

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 3 - Unterabsatz 3a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Für Mitglieder der Interessengruppe, die 
gemeinnützige Organisationen vertreten, 
wird eine angemessene finanzielle 
Entschädigung festgelegt.

Or. en

Begründung

A proper and fair functioning of the stakeholder group should be ensured in all regards. 

It must be ensured that the stakeholder group will function in a way so that all stakeholders in 
the group in practice have the same conditions and possibilities to contribute to the work. 
This means that stakeholder representatives should not have to rely on resources from the 
organisations they represent, as this will entail strong imbalances in the quantity and quality 
of the work that the diverse representatives can actually undertake. This counts for 
representatives of employees in the sector, consumers, SME’s and others. 

Änderungsantrag 453
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 4 - Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Mitglieder der Interessengruppe 
Wertpapiere und Wertpapiermärkte bleiben 
zweieinhalb Jahre im Amt; nach Ablauf 
dieses Zeitraums findet ein neues 
Auswahlverfahren statt.

4. Die Mitglieder der Interessengruppe 
Wertpapiere und Wertpapiermärkte bleiben 
fünf Jahre im Amt; nach Ablauf dieses 
Zeitraums findet ein neues 
Auswahlverfahren statt.

Or. en
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Änderungsantrag 454
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 4 - Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Amtszeit der Mitglieder kann einmal 
verlängert werden. 

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 455
Gianni Pittella, Pervenche Berès

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 4 – Unterabsatz 2a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Vorsitz wird durch die Mitglieder 
ernannt.

Or. en

Begründung

Um die Unabhängigkeit der Interessengruppe der Behörde von der Leitung der Behörde noch 
weiter zu sichern, muss der Vorsitz durch die Mitglieder der Gruppe und nicht durch die 
Leitung der Behörde ernannt werden.

Änderungsantrag 456
Thijs Berman

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 4a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Die Interessengruppe erhält von der 
Behörde alle zur Erfüllung ihrer 
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Konsultationsaufgaben erforderlichen 
Informationen.

Or. en

Begründung

Die Interessengruppe ist für ihre Informationen voll und ganz von der Behörde abhängig. 
Wenn die Behörde um eine Konsultation ersucht, sollte sie den Zugang der Interessengruppe 
zu entsprechenden Informationen erleichtern.

Änderungsantrag 457
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte kann zu jedem Thema, 
das mit den in den Artikeln 7 und 8 
genannten Aufgaben der Behörde 
zusammenhängt, der Behörde gegenüber 
Stellung nehmen oder Ratschläge erteilen.

5. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte kann zu jedem Thema, 
das mit den Aufgaben der Behörde 
zusammenhängt, der Behörde gegenüber 
Stellung nehmen oder Ratschläge erteilen, 
und zwar auch im Hinblick auf 
gemeinsame Standpunkte mit der 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Banken) 
und der Europäischen Aufsichtsbehörde 
(Versicherungswesen und betriebliche 
Altersversorgung) gemäß Artikel 42 und 
unter besonderer Beachtung der in den 
Artikeln 7 und 8 festgelegten Aufgaben.

Or. en

Begründung

Die Interessengruppe muss auch in der Lage sein, gegebenenfalls zur Entscheidungsfindung 
im Zusammenhang mit einem Finanzkonglomerat - falls dieses ein Bankgeschäft hat - und zu 
allen anderen Aufgaben beizutragen, die die ESA ausführt, wenngleich das Hauptaugenmerk 
weiter auf den Artikeln 7 und 8 liegen sollte.

Änderungsantrag 458
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
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Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte kann zu jedem Thema, 
das mit den in den Artikeln 7 und 8 
genannten Aufgaben der Behörde 
zusammenhängt, der Behörde gegenüber 
Stellung nehmen oder Ratschläge erteilen.

5. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte nimmt zu jedem Thema 
der Behörde gegenüber Stellung oder 
erteilt Ratschläge. Jeder 
Interessenskonflikt bei Mitgliedern der 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte ist offenzulegen, wenn 
die Interessengruppe Stellung nimmt oder 
Ratschläge erteilt.

Or. en

Änderungsantrag 459
Thomas Händel, Jürgen Klute

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte kann zu jedem Thema, 
das mit den in den Artikeln 7 und 8 
genannten Aufgaben der Behörde 
zusammenhängt, der Behörde gegenüber 
Stellung nehmen oder Ratschläge erteilen.

5. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte kann zu jedem Thema, 
das mit den in den Artikeln 7 bis 19 
genannten Aufgaben der Behörde 
zusammenhängt, der Behörde gegenüber 
Stellung nehmen oder Ratschläge erteilen.

Or. en

Begründung

This is relevant, as the exercise of conducting peer reviews (Art. 15) and the building of a 
common supervisory culture (Art. 14) will be crucial. New practices should include 
companies’ actual business practices in the supervisory scope as well as a continuous social 
dialogue. It is also relevant to ensure consultation regarding the monitoring and assessment 
of market developments (Art. 17) as stakeholders can contribute with relevant information 
and assessments of how companies’ actual business practices could impact on financial 
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stability. Consultation is important regarding the colleges of supervisors (Art. 12) to allow 
following the development and efficiency of the colleges and their practices.

Änderungsantrag 460
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte kann zu jedem Thema, 
das mit den in den Artikeln 7 und 8 
genannten Aufgaben der Behörde 
zusammenhängt, der Behörde gegenüber 
Stellung nehmen oder Ratschläge erteilen.

5. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte kann zu jedem Thema, 
das mit den in den Artikeln 7 bis 19 
genannten Aufgaben der Behörde 
zusammenhängt, der Behörde gegenüber 
Stellung nehmen oder Ratschläge erteilen.

Or. en

Begründung

Es muss sichergestellt sein, dass die Interessengruppe ordnungsgemäß zu allen Fragen 
konsultiert wird, die für Akteure von Belang sind. Die Interessengruppe Bankensektor sollte 
zu einer größeren Bandbreite von Aufgaben, wie in den Artikeln 7 bis 19 aufgeführt, 
konsultiert werden. 

Gibt die Behörde den Themenkatalog vor, wird sie die Interessengruppe vermutlich mit 
Berichten überfluten, die nicht von Belang sind.

In der Interessengruppe sind aufgrund ihrer Mitgliederschaft vielfältige Interessen und 
Meinungen vertreten. Verbraucher und andere Nutzer sollten die Möglichkeiten haben, ihren 
Standpunkt darzulegen, der nicht zwangsläufig dem Standpunkt der Mehrheit der 
Interessengruppe entspricht. 
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Änderungsantrag 461
Udo Bullmann

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte kann zu jedem Thema, 
das mit den in den Artikeln 7 und 8 
genannten Aufgaben der Behörde 
zusammenhängt, der Behörde gegenüber 
Stellung nehmen oder Ratschläge erteilen.

5. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte kann zu jedem Thema, 
das mit den in den Artikeln 7 und 8, 9 und 
10 genannten Aufgaben der Behörde 
zusammenhängt, der Behörde gegenüber 
Stellung nehmen oder Ratschläge erteilen.

Or. en

Änderungsantrag 462
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 5 – Unterabsatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte entscheidet darüber, zu 
welchen Fragen eine Konsultation 
erfolgen soll, und kann zudem Einfluss 
auf die Tagesordnungen der Sitzungen 
nehmen. Alle Gruppenvertreter erhalten 
die Möglichkeit, sich dazu zu äußern. Die 
Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte trifft die endgültige 
Entscheidung über die vorgeschlagenen 
Tagesordnungspunkte, wobei jede 
Teilgruppe von Interessenvertretern das 
Recht hat, die von ihr vorgeschlagenen 
Punkte auf der Tagesordnung 
wiederzufinden. Jeder Teilgruppe von 
Interessenvertretern steht es frei, 
gegenüber der Behörde Standpunkte zu 
äußern und Ratschläge zu erteilen, die 
nicht zwangsläufig den Standpunkten der 
Mehrheit der Interessengruppe 
entsprechen.
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Or. en

Begründung

In der Interessengruppe sind aufgrund ihrer Mitgliederschaft vielfältige Interessen und 
Meinungen vertreten. Verbraucher und andere Nutzer sollten die Möglichkeiten haben, ihren 
Standpunkt darzulegen, der nicht zwangsläufig dem Standpunkt der Mehrheit der 
Interessengruppe entspricht. Wird den Akteuren dieses Recht nicht zuerkannt, besteht die 
Gefahr, dass die Arbeit der Gruppe zum Erliegen kommt.

Änderungsantrag 463
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 5 – Unterabsatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Interessengruppe entscheidet 
darüber, zu welchen Fragen eine 
Konsultation erfolgen soll, und kann 
zudem Einfluss auf die Tagesordnungen 
der Sitzungen nehmen. Alle 
Gruppenvertreter erhalten die 
Möglichkeit, sich dazu zu äußern. Die 
Interessengruppe trifft die endgültige 
Entscheidung über die vorgeschlagenen 
Tagesordnungspunkte, wobei jede 
Teilgruppe von Interessenvertretern das 
Recht hat, die von ihr vorgeschlagenen 
Punkte auf der Tagesordnung 
wiederzufinden.

Or. en
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Begründung

Es muss sichergestellt sein, dass die Interessengruppe ordnungsgemäß zu allen Fragen 
konsultiert wird, die für Akteure von Belang sind. Die Interessengruppe Bankensektor sollte 
zu einer größeren Bandbreite von Aufgaben wie in den Artikeln 7 bis 19 aufgeführt konsultiert 
werden. 

Gibt die Behörde den Themenkatalog vor, wird sie die Interessengruppe vermutlich mit 
Berichten überfluten, die nicht von Belang sind.

In der Interessengruppe sind aufgrund ihrer Mitgliederschaft vielfältige Interessen und 
Meinungen vertreten. Verbraucher und andere Nutzer sollten die Möglichkeiten haben, ihren 
Standpunkt darzulegen, der nicht zwangsläufig dem Standpunkt der Mehrheit der 
Interessengruppe entspricht.

Änderungsantrag 464
Thomas Händel, Jürgen Klute

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 5 – Unterabsatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Interessengruppe entscheidet 
darüber, zu welchen Fragen eine 
Konsultation erfolgen soll, sowie über die 
Tagesordnung für die Sitzungen.

Or. en

Änderungsantrag 465
Gianni Pittella

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 5 – Unterabsatz 1b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Jeder Teilgruppe von Interessenvertretern 
steht es frei, gegenüber der Behörde 
Standpunkte zu äußern und Ratschläge zu 
erteilen, die nicht zwangsläufig den 
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Standpunkten der Mehrheit der 
Interessengruppe entsprechen.

Or. en

Begründung

Es muss sichergestellt sein, dass die Interessengruppe ordnungsgemäß zu allen Fragen 
konsultiert wird, die für Akteure von Belang sind. Die Interessengruppe Bankensektor sollte 
zu einer größeren Bandbreite von Aufgaben wie in den Artikeln 7 bis 19 aufgeführt konsultiert 
werden. 

Gibt die Behörde den Themenkatalog vor, wird sie die Interessengruppe vermutlich mit 
Berichten überfluten, die nicht von Belang sind.

In der Interessengruppe sind aufgrund ihrer Mitgliederschaft vielfältige Interessen und 
Meinungen vertreten. Verbraucher und andere Nutzer sollten die Möglichkeiten haben, ihren 
Standpunkt darzulegen, der nicht zwangsläufig dem Standpunkt der Mehrheit der 
Interessengruppe entspricht.

Änderungsantrag 466
Peter Skinner

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte gibt sich eine 
Geschäftsordnung.

6. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte gibt sich eine 
Geschäftsordnung, der eine 
Zweidrittelmehrheit der Mitglieder 
zustimmen muss.

Or. en

Begründung

Angesichts der Wahrscheinlichkeit erheblicher Meinungsunterschiede in der 
Interessengruppe ist es wichtig, dass gleich zu Beginn eine strenge Geschäftsordnung 
festgelegt wird. Der beste Weg dafür ist die Zustimmung zu dieser Ordnung durch mindestens 
zwei Drittel der Mitglieder. Damit wird auch verhindert, dass Vertreter einer 
Interessengemeinschaft den Entscheidungsprozess beherrschen können.
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Änderungsantrag 467
Burkhard Balz, Pablo Zalba Bidegain, José Manuel García-Margallo y Marfil, Sven 
Giegold, Sylvie Goulard, Íñigo Méndez de Vigo, Ramon Tremosa i Balcells

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 22 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte gibt sich eine 
Geschäftsordnung.

6. Die Interessengruppe Wertpapiere und 
Wertpapiermärkte gibt sich eine 
Geschäftsordnung und besetzt den Vorsitz 
mit einem ihrer Mitglieder.

Or. en


